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Regionalplan Oderland-Spree, 
Sachlicher Teilplan „Windenergienutzung“

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 

Vom 29. August 2018

Der von der Regionalversammlung der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Oderland-Spree am 28. April 2018 als Satzung 
beschlossene Regionalplan „Windenergienutzung“ wurde ge-
mäß § 2 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes zur Regionalplanung und 
zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 13), das 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Februar 2014 (GVBl. I 
Nr. 7) geändert worden ist, von der Landesplanungsbehörde im 
Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Ministerien mit 
Bescheid vom 8. August 2018 genehmigt. 

Der Regionalplan mit der Begründung, dem Umweltbericht, 
der zusammenfassenden Erklärung und den benannten Über-
wachungsmaßnahmen kann während der Dienstzeiten an fol-
genden Orten eingesehen werden:

-	 Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree
	 Regionale Planungsstelle
	 Berliner Straße 30, Rathaus, Raum 300
	 15848 Beeskow

-	 Stadt Frankfurt (Oder)
	 Stadtverwaltung
	 Dezernat Stadtentwicklung, Bauen, Umwelt
	 Bauamt
	 Goepelstraße 38, Stadthaus, Haus 1, 1. OG, Raum 1.421
	 15234 Frankfurt (Oder)

-	 Landkreis Märkisch-Oderland
	 Kreisverwaltung
	 Fachbereich I
	 Wirtschaftsamt
	 Puschkinplatz 12, Raum A-105
	 15306 Seelow

-	 Landkreis Oder-Spree
	 Kreisverwaltung
	 Haus B - Empfang, Raum 124 
	 Breitscheidstraße 7
	 15848 Beeskow

Darüber hinaus sind die Dokumente auf der Internetseite  
der Regionalen Planungsgemeinschaft unter der Adresse  
http://www.rpg-oderland-spree.de abrufbar.

Nach § 10 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) wird 
der Regionalplan mit seiner Bekanntmachung wirksam.

Hinweis nach § 11 Absatz 5 Satz 2 ROG:

Folgende Mängel werden unbeachtlich, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regionalplans ge-

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

genüber der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind:

1.	 eine nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 und 2 ROG beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2.	 nach § 11 Absatz 3 ROG beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,

3.	 eine nach § 11 Absatz 4 ROG beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über die Umweltprüfung.

Gegen den Regionalplan Oderland-Spree, Sachlicher Teilplan 
„Windenergienutzung“ kann Klage vor dem Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg erhoben werden. Die Klage ist in-
nerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu erheben.

Satzung
über den Sachlichen Teilregionalplan 

„Windenergienutzung“ 
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Oderland-Spree

Auf Grund des § 2 Absatz 4 des Gesetzes zur Regionalplanung 
und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 13), 
das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Februar 2014 (GVBl. I 
Nr. 7) geändert worden ist, hat die Regionalversammlung der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree am 28. Mai 
2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Teilregionalplan „Windenergienutzung“

Der als Anlage zu dieser Satzung veröffentlichte Sachliche 
Teilregionalplan „Windenergienutzung“ der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Oderland-Spree, bestehend aus textlichen 
und zeichnerischen Festlegungen, wird hiermit als Satzung er-
lassen. Die Anlage ist Bestandteil der Satzung.

§ 2
Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit der öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. Durch die öffentliche Bekanntmachung werden die ge-
nehmigten Ziele und Grundsätze in den textlichen und zeichne-
rischen Festlegungen verbindlich.

Seelow, 28.05.2018

Gernot Schmidt
Vorsitzender
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Regionalplan Oderland-Spree

Anlage zur Satzung über den
Sachlichen Teilregionalplan

„Windenergienutzung“
vom 28.05.2018
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Anlagen

Festlegungskarte im Maßstab 1 : 100.000 (A0)

Erläuterungskarten im Maßstab 1 : 300.000 (A3)
Erläuterungskarte 1:	 Windenergienutzung - Änderungen zum 

Regionalplan 2004
Erläuterungskarte 2:	 Windenergienutzung - Tabus und Restrik-

tionen

1.	 Planungsanlass

Die kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder) sowie die Landkreise 
Märkisch-Oderland und Oder-Spree bilden die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Oderland-Spree.

Das Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sa-
nierungsplanung des Landes Brandenburg (RegBkPlG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBl. I 
Nr. 13), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
11. Februar 2014 (GVBl. I Nr. 7), verpflichtet die Regionalen 
Planungsgemeinschaften im Land Brandenburg für ihre jewei-
ligen Gebiete Regionalpläne aufzustellen, fortzuschreiben, zu 
ändern und zu ergänzen.

Die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree verfügt 
über einen rechtswirksamen Sachlichen Teilregionalplan „Wind-
energienutzung“, veröffentlicht im Amtsblatt für Brandenburg - 
Nr. 15 vom 21. April 2004, S. 207. In den darin ausgewiesenen 

Eignungsgebieten Windenergienutzung ist die Errichtung von 
Windenergieanlagen möglich, außerhalb ist sie ausgeschlossen.

Gemäß § 7 Abs. 1 ROG i. V. mit § 2 Abs. 2 RegBkPlG sind 
Raumordnungspläne mittelfristig an die weitere Entwicklung 
anzupassen. In Umsetzung der am 20.05.2008 von der Landes-
regierung Brandenburg beschlossenen „Energiestrategie 2020“ 
fasste die Regionalversammlung am 10.11.2008 den Beschluss 
(Nr. 08/10/39) zur Fortschreibung des Sachlichen Teilregional-
planes „Windenergienutzung“ einschließlich der Durchführung 
einer Strategischen Umweltprüfung und am 16.11.2009 
(Nr. 09/02/05) zur Erarbeitung eines Kriteriengerüstes, welches 
die Grundlage für die Erarbeitung eines schlüssigen Plankon-
zeptes bildet.

2.	 Planverfahren

Die öffentliche Auslegung des 1. Entwurfs zur Fortschreibung 
des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergienutzung“ Oder-
land-Spree mit seiner Begründung sowie zum Entwurf des Um-
weltberichts fand im Herbst 2012 statt.

Die am 28.02.2012 durch die Landesregierung Brandenburg 
über die Energiestrategie 2030 beschlossenen energiepolitischen 
Zielsetzungen sollen durch die Neuausweisung der zur Erhö-
hung des Anteils der Erneuerbaren Energien ausgewiesenen 
Eignungsgebiete Windenergienutzung umgesetzt werden.

Gleichfalls besteht die landesenergiepolitische Zielsetzung der 
Erreichung eines breiten gesellschaftlichen Konsenses über die 
Energiepolitik bzw. der Herstellung und Verbesserung der Ak-
zeptanz am Ausbau der Windenergienutzung im Land Branden-
burg.

Im Beteiligungsverfahren gingen 2.515 Stellungnahmen zum 
1. Entwurf ein, darunter 2.205 Stellungnahmen von Privatper-
sonen. Flächen für die Windenergienutzung erzeugen aufgrund 
der Raumwirksamkeit von Windenergieanlagen (WEA) eine 
hohe kritische Resonanz in der Bevölkerung. Das förmliche 
Beteiligungsverfahren wurde durch die Energietour des Wirt-
schaftsministers, durch Amtsdirektoren- und Bürgermeister-
konferenzen der Landräte sowie durch eine Vielzahl von öffent-
lichen Informationsveranstaltungen und Befragungen vor Ort 
partizipativ begleitet.

Aufgrund folgender Rahmenbedingungen war eine Anpassung 
des Kriteriengerüstes sowie auf dieser Basis eine grundlegende 
Überarbeitung des rechtswirksamen Sachlichen Teilregional-
planes „Windenergienutzung“ von 2004 mit flächendeckender 
Überprüfung der Eignungsgebiete Windenergienutzung not-
wendig:

-	 Berücksichtigung der aktuellen Rechtsprechung und der 
methodischen Anforderungen bezüglich der Steuerung der 
im Außenbereich privilegierten Windenergienutzung

-	 Berücksichtigung der energiepolitischen Leitlinien und da-
zugehörigen Maßnahmen zur Umsetzung der Energiestra-
tegie 2030 des Landes Brandenburg
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-	 Berücksichtigung der aktuellen planungsrechtlichen Grund-
lagen, insbesondere bezüglich veränderter Anforderungen 
und Informationen des Artenschutzes, des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes, der Umfassung von Ortslagen und 
landesplanerischer Vorgaben

-	 Berücksichtigung der immissionsschutzrechtlichen Anfor-
derungen gegenüber der technologischen Entwicklung der 
Windenergienutzung.

Nach Auswertung der im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
des 1. Entwurfs 2012 eingegangenen Anregungen und Bedenken 
entstand infolge veränderter fachlich-rechtlicher Rahmensetzun-
gen die Notwendigkeit, das für die Planerstellung als Grundlage 
zu verwendende Kriteriengerüst erneut zu aktualisieren.

Die Regionalversammlung Oderland-Spree fasste in ihrer 
9.  Sitzung/5. Amtszeit am 22.04.2013 in Seelow zwei Be-
schlüsse bezüglich der Erarbeitung eines an den aktuellen Stand 
der fachlich-rechtlichen Rahmensetzungen angepassten Krite-
riengerüstes sowie des auf dieser Grundlage zur überarbeiten-
den Planentwurfs zur Fortschreibung des Sachlichen Teilregio-
nalplanes „Windenergienutzung“.

Die Regionalversammlung Oderland-Spree bestätigte in ihrer 
10. Sitzung/5. Amtszeit am 11.11.2013 (Beschluss-Nr. 13/10/45), 
in der 11. Sitzung/5. Amtszeit am 12.05.2014 (Beschluss-
Nr. 14/11/52) sowie in der 02. Sitzung/6. Amtszeit am 22.06.2015 
(Beschluss-Nr. 15/02/09) die Anpassung des Kriteriengerüstes 
an den aktuellen Stand der fachlich-rechtlichen Rahmenbedin-
gungen zur Fortschreibung des Sachlichen Teilregionalplanes 
„Windenergienutzung“. Dem Anliegen der Bevölkerung wurde 
mit der Anpassung des Kriteriengerüsts weitgehend Rechnung 
getragen. So wurden die Mindestabstände zur Wohnbebauung 
und schutzbedürftigen Einrichtungen deutlich erhöht und ein 
Kriterium zur Vermeidung der Umfassung von Ortslagen ein-
geführt.

Am 03.09.2014 wurde mit den berührten Trägern öffentlicher 
Belange in Seelow ein Scopingtermin zur Festlegung des Unter-
suchungsrahmens der Umweltprüfung einschließlich des Um-
fangs und Detaillierungsgrades des Umweltberichts durchge-
führt.

Die Erarbeitung des 2. Entwurfs mit Umweltbericht erfolgte 
auf der Grundlage des geänderten Kriteriengerüstes.

Am 09. November 2015 billigte die Regionalversammlung den 
2. Entwurf zur Fortschreibung des Sachlichen Teilregionalpla-
nes „Windenergienutzung“ einschließlich Umweltbericht und 
beschloss die öffentliche Auslegung des 2. Entwurfs, Be-
schluss-Nr. 15/03/14. Am 13.01.2016 erfolgte die Bekanntma-
chung der öffentlichen Auslegung im Amtsblatt für Branden-
burg Nr. 1/16.

Der 2. Entwurf wurde mit Begründung und Umweltbericht vom 
01.02. bis 31.03.2016 öffentlich ausgelegt. Die Beteiligung der 
Behörden fand parallel zur Beteiligung der Öffentlichkeit statt. 
Stellungnahmen konnten bis zum 30.04.2016 abgegeben wer-
den. Die 2. Auslegung wurde wiederum durch eine intensive 
Öffentlichkeitsarbeit flankiert.

Im Vergleich zum Beteiligungsverfahren 2012 war festzustel-
len, dass die Anzahl der Stellungnahmen deutlich gesunken ist 
(2016: 1.819). Zugleich ist die Zustimmung der Gemeinden 
und der Bürger zu den Steuerungswirkungen des Regionalpla-
nes deutlich gestiegen (2012: 274 pro und 1.881 contra - 2016: 
500 pro und 1.000 contra).

Im Ergebnis der 2. öffentlichen Auslegung wurde das Kriterien-
gerüst im Hinblick auf die Mindestgröße von Eignungsgebieten 
und den Freiraumverbund aus dem Entwurf LEP HR ergänzt (be-
stätigt auf der 05. Sitzung/6. Amtszeit, Beschluss-Nr. 16/05/23). 
Die Bearbeitung der Hinweise führte zu einer Veränderung der 
Eignungsgebietskulisse und zu der Erarbeitung des 3. Entwurfs 
mit Umweltbericht.

Die Regionalversammlung hat sich auf ihrer 06. Sitzung/6. Amts-
zeit der Regionalversammlung am 30.01.2017 mit den Abwä-
gungsvorschlägen befasst, den 3. Entwurf mit Umweltbericht 
gebilligt und mehrheitlich der Durchführung einer Auslegung 
der Planunterlagen zugestimmt (Beschluss-Nr. 17/06/26).

Der 3. Entwurf wurde mit Begründung und Umweltbericht vom 
01.03. bis 09.06.2017 öffentlich ausgelegt. Die Beteiligung der 
Behörden fand parallel zur Beteiligung der Öffentlichkeit statt. 
Auch die 3. Auslegung wurde wiederum durch den kommuna-
len Windplandialog, durch Amtsdirektoren- und Bürgermeis-
terkonferenzen der Landräte sowie durch eine Vielzahl von öf-
fentlichen Informationsveranstaltungen flankiert.

Im Vergleich zum Beteiligungsverfahren zum 2. Entwurf ist 
festzustellen, dass die Anzahl der Stellungnahmen wieder ge-
stiegen ist (2017: 2.423). Während Zustimmung und Ableh-
nung seitens der Gemeinden ausgeglichen sind, ist die Anzahl 
der ablehnenden als auch der zustimmenden privaten Stellung-
nahmen zu geplanten WEG in räumlicher Nähe zum Wohnort 
gegenüber 2016 gestiegen (2016: 500 pro und 1.000 contra - 
2017: 700 pro - 1.200 contra).

Die Auswertung der Stellungnahmen der fachlich berührten 
Landesbehörden hat ergeben, dass es keine genehmigungsrele-
vanten Bedenken zum 3. Entwurf gibt.

Die Bearbeitung der Hinweise aus der öffentlichen Auslegung 
des 3. Planentwurfs führte weder zu einer Änderung der Eig-
nungsgebietskulisse (Plankarte zum Regionalplan) noch der 
textlichen Ziele und Grundsätze des Regionalplans.

Mehreren aktuellen Gerichtsentscheidungen folgend wurde das 
Kriteriengerüst im Hinblick auf die Zuordnung mehrerer harter 
Tabukriterien in weiche Tabukriterien geändert (bestätigt auf 
der 12. Sitzung des Regionalvorstands am 26.02.2018 (Billi-
gung durch Beschluss-Nr. 18/08/38 auf der 08. Sitzung/6. Amts-
zeit der Regionalversammlung)). Das geänderte Kriteriengerüst 
führt zu keiner Veränderung der Eignungsgebietskulisse. Der 
Sachliche Teilregionalplan „Windenergienutzung“ Oderland-
Spree wurde auf der Regionalversammlung am 28.05.2018 als 
Satzung beschlossen.

Eine Konfliktbewältigung der öffentlichen und privaten Inter-
essen aus den öffentlichen Auslegungen erfolgte auf der Grund-
lage des aktuellen Kriteriengerüstes im Rahmen der Abwägung.
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Die mit der Aktualisierung der Energiestrategie 2030 durch die 
Landesregierung Brandenburg geplante Evaluierung der ener-
gie- und klimapolitischen Zielsetzungen zur Erhöhung des An-
teils der Erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch 
werden durch den Regionalplan „Windenergienutzung“ in der 
Planungsregion Oderland-Spree umgesetzt. Die Region Oder-
land-Spree folgt zudem dem im energiepolitischen Zielviereck 
verankerten Ziel der Herstellung der Akzeptanz durch ein Re- 
gionales Energiemanagement.

3.	 Festlegungen zur Steuerung der Windenergienutzung

In einer Region ist die Regionalplanung die übergeordnete und 
zusammenfassende Landesplanung (§ 1 RegBkPlG). Der Re- 
gionalplan gibt den überörtlichen Rahmen sowie die Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung vor und dient der Sicherung und 
Entwicklung der natürlichen und wirtschaftlichen Lebensgrund-
lagen.

Der Regionalplan ist aus dem Landesentwicklungsprogramm 
(LEPro) 2007 und dem Landesentwicklungsplan Berlin-Bran-
denburg (LEP B-B) 2009 entwickelt. Es wurde zudem der im 
2. Entwurf des Landesentwicklungsplans Hauptstadtregion Ber-
lin-Brandenburg (LEP HR) ausgewiesene Freiraumverbund als 
in Aufstellung befindliches Ziel der Raumordnung in der Ab-
wägung berücksichtigt. Die Bauleitpläne und städtebaulichen 
Satzungen wurden entsprechend § 1 Abs. 3 ROG ebenfalls in 
der Abwägung berücksichtigt. Sonstige öffentliche und private 
Belange sind berücksichtigt, soweit sie erkennbar und von Be-
deutung sind.

Mit Inkrafttreten der Satzung des Regionalplanes wird der bis 
dahin geltende Teilregionalplan „Windenergienutzung“ in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. April 2004 (ABl. 
S. 207) abgelöst.

Die Festlegungen des Sachlichen Teilregionalplanes „Wind-
energienutzung“ werden in der folgenden Form getroffen:

Ziele der Raumordnung

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG sind Ziele der Raumordnung ver-
bindliche Vorgaben in Form von räumlich und sachlich be-
stimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Landes- oder 
Regionalplanung abschließend abgewogenen textlichen oder 
zeichnerischen Festlegungen zur Entwicklung, Ordnung und 
Sicherung des Raums. Sämtliche Ziele der Raumordnung sind 
als solche im Planwerk zu kennzeichnen.

Grundsätze der Raumordnung

Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG sind Grundsätze der Raumordnung 
allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung 
des Raumes als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder 
Ermessensentscheidungen. Sämtliche Grundsätze der Raumord-
nung sind als solche im Planwerk zu kennzeichnen.

Eignungsgebiete 

Eignungsgebiete sind gemäß § 8 Abs. 7 Nr. 3 ROG Gebiete, in 
denen bestimmte raumbedeutsame Maßnahmen oder Nutzun-

gen, die städtebaulich nach § 35 BauGB zu beurteilen sind, an-
deren raumbedeutsamen Belangen nicht entgegenstehen, wobei 
diese Maßnahmen oder Nutzungen an anderer Stelle im Pla-
nungsraum ausgeschlossen sind. Die im Regionalplan fest- 
gelegten Eignungsgebiete Windenergienutzung entfalten die 
Rechtswirkung von Zielen der Raumordnung.

Verbindlichkeit besitzt neben den textlichen Festlegungen des 
Regionalplans auch die Festlegungskarte im Maßstab 
1 : 100.000, soweit sie raumordnerische Festlegungen enthält. 
Die Bindungswirkungen der regionalplanerischen Festlegun-
gen sind in § 4 ROG geregelt.

Den einzelnen Kapiteln ist eine Begründung zugeordnet, in der 
die Ziele und Grundsätze fachlich untersetzt und erläutert wer-
den.

3.1	 Ziele und Grundsätze

Ziele der Raumordnung (Z)

Z 1	 Raumbedeutsame Windenergieanlagen sind in den in 
der Festlegungskarte des Regionalplans ausgewiese-
nen Eignungsgebieten Windenergienutzung zu kon-
zentrieren. Außerhalb dieser Eignungsgebiete ist die 
Errichtung raumbedeutsamer Windenergieanlagen 
ausgeschlossen. Innerhalb der Eignungsgebiete Wind-
energienutzung dürfen raumbedeutsame Planungen 
und Maßnahmen die Eignung für die Windenergie-
nutzung nicht beeinträchtigen.

Eignungsgebiete Windenergienutzung sind:

Nummer und Name

01	 Altlandsberg

04	 Beeskow „Am Hufenfeld“

05	 Beiersdorf - Freudenberg

10	 Carzig

13	 Heckelberg

17	 Jacobsdorf - Sieversdorf

19	 Lebus - Mallnow - Podelzig

22	 Wriezener Höhe

23	 Müncheberg

24	 Prötzel - Herzhorn

26	 Werder - Zinndorf

27	 Wölsickendorf - Wollenberg

28	 Wulkow - Booßen

29	 Günthersdorf
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30	 Seelow - Vierlinden
	
33	 BAB Dreieck Spreeau
	
35	 Beerfelde - Buchholz
	
37	 Biegen-Ost
	
38	 Diehlo - Fünfeichen
	
39	 Friedersdorf-West
	
50	 Schneeberg
	
51	 Müncheberg-Mittelheide
	
52	 Hangelsberg
	
53	 BAB 12 Kersdorf 
	
54	 BAB 12 AS Fürstenwalde-Ost 
	
55	 Madlitz 
	
56	 Neubrück - Biegenbrück 
	
58	 Möbiskruge - Kobbeln 
	
59	 Alt Golm - Kunersdorf
	
60	 Heinersdorf-Ost

61	 Grunow - Mixdorf

62	 Görzig-Ost

63	 Wulkow - Trebnitz

Hinweis:

Um Verwechselungen mit der Nummerierung der einzelnen 
Entwürfe des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergienut-
zung“ zu vermeiden, wurde auf eine lückenlose Nummerierung 
der Windeignungsgebiete verzichtet.

Grundsätze der Raumordnung (G)

G 1	 Innerhalb der Eignungsgebiete Windenergienutzung 
kann durch die Träger der kommunalen Bauleitpla-
nung die Standortplanung von Windenergieanlagen 
auf der Grundlage kleinräumiger Belange konkreti-
siert werden.

3.2	 Festlegungskarte

Die Festlegungskarte im Maßstab 1 : 100.000 basiert auf der 
von der Landesvermessung und Geobasisinformation Branden-
burg herausgegebenen Digitalen Topografischen Regionalkarte 
1 : 100.000. Das definierte Ziel der Raumordnung (Z 1) wird 
innerhalb der Festlegungskarte zeichnerisch dargestellt. Die 
Festlegungskarte ist Bestandteil des Sachlichen Teilregional-
planes „Windenergienutzung“ Oderland-Spree. 

4.	 Begründungen und Methodik der Planerstellung

Dem Sachlichen Teilregionalplan „Windenergienutzung“ liegt 
ein schlüssiges, gesamträumliches Planungskonzept zu Grun-
de. Dessen Erarbeitung erfolgt, ausgehend von einer Gesamtbe-
trachtung der Region, stufenweise auf der Grundlage von ein-
heitlich angewendeten Tabu- und Restriktionskriterien.

4.1	 Begründung zu Z 1

Die energiepolitischen Zielsetzungen der Europäischen Union, 
der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Brandenburg 
unterstreichen die Bedeutung der erneuerbaren Energieträger 
für die derzeitige und zukünftige Energieversorgung. Für eine 
stabile zukunftsorientierte Stromversorgung ist die Windener-
gienutzung aufgrund ihres hohen Potenzials in der Planungsre-
gion unverzichtbar. Durch die Privilegierung der Windenergie-
nutzung (§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) und ihren erforderlichen 
Anteil zur Erreichung der gesetzten Klimaschutzziele und Um-
weltstandards ist der Windenergienutzung in substantieller 
Weise Raum zu schaffen; sie muss sich an geeigneten Stellen 
gegenüber konkurrierenden Nutzungen durchsetzen können.

Die raumordnerische Steuerung der Windenergienutzung in der 
Planungsregion Oderland-Spree erfolgt durch die Festlegung 
von Eignungsgebieten Windenergienutzung. Eignungsgebiete 
Windenergienutzung sind Gebiete, in denen der Windenergie-
nutzung, die städtebaulich nach § 35 BauGB zu beurteilen ist, 
andere raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen, wobei 
gleichzeitig die Windenergienutzung an anderer Stelle im Pla-
nungsraum ausgeschlossen ist.

Die raumordnerische Steuerung der Windenergienutzung ist 
nur für raumbedeutsame Windenergieanlagen wirksam. Die 
Raumbedeutsamkeit von Windenergieanlagen richtet sich nach 
Betrachtung von Art und Maß der Windenergieanlagen sowie 
der Lage des Standortbereiches im konkreten Einzelfall.

Raumbedeutsame WEA werden nach dem BImSchG durch das 
LfU genehmigt, wenn die immissionsschutzrechtlichen Voraus-
setzungen gegeben sind und keine Ziele bzw. in Aufstellung 
befindliche Ziele der Raumordnung entgegenstehen (ABl. 2010 
Nr. 19 S. 812). Von der raumordnerischen Steuerung der Wind-
energienutzung gemäß § 35 Abs. 3 BauGB ausgenommen sind 
WEA als Nebenanlagen land- oder forstwirtschaftlicher Betrie-
be (ABl. 2001 Nr. 13 S. 248). Für diese i. d. R. nicht raumbe-
deutsamen WEA ergibt sich eine Zulässigkeit nach § 35 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB, sofern öffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Die im Sachlichen Teilregionalplan 2004 festgelegten Eig-
nungsgebiete Windenergienutzung wurden entsprechend den 
aktuellen fachlich-rechtlichen Rahmensetzungen und technolo-
gischen Entwicklung von WEA unter Anwendung des be-
schlossenen Kriterienkataloges grundlegend überprüft und er-
neut abgewogen.

Bereits vorhandene bau- und immissionsschutzrechtliche Ge-
nehmigungen für die Errichtung und den Betrieb von Wind-
energieanlagen werden durch die regionalplanerischen Festset-
zungen nicht beeinträchtigt; der Ersatz von Anlagen bzw. 
Anlagenteilen im Rahmen der jeweils erteilten Genehmigung 
wird dadurch nicht berührt.
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Ein Repowering von Windenergieanlagen kann jedoch nur in-
nerhalb der festgelegten Eignungsgebiete Windenergienutzung 
erfolgen. Repowering bedeutet den Ersatz älterer und im Ver-
gleich zum derzeitigen Stand der Technik leistungsschwächerer 
Anlagen durch leistungsfähigere Windenergieanlagen. Ziel ist 
die bessere Ausnutzung verfügbarer Standorte durch Erhöhung 
der installierten Leistung.

Im Rahmen der Erarbeitung des Regionalplans wurden sämt- 
liche zum Stand 31.12.2017 errichteten, genehmigten und im 
Genehmigungsverfahren befindlichen WEA in den Planungs-
prozess eingestellt. Für bereits errichtete und genehmigte WEA 
außerhalb der ausgewiesenen Eignungsgebietskulisse des Sach- 
lichen Teilregionalplanes Windenergienutzung (140 WEA) be-
steht Bestandsschutz für die gesamte Betriebsdauer. 234 Be-
stands-WEA bzw. genehmigte WEA wurden in die Eignungs- 
gebietskulisse integriert.

Die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree hat ihren 
planerischen Gestaltungsspielraum genutzt, um im Rahmen der 
regionsweit einheitlichen Methodik zur Festlegung von Eig-
nungsgebieten Windenergienutzung den überwiegenden Teil 
vorhandener Standorte für WEA in Eignungsgebiete zu inte- 
grieren (60 %) und damit planerisch für ein Repowering zu si-
chern. Dies führt insgesamt zu einem sparsamen Flächenver-
brauch bei der Umsetzung der energiepolitischen Zielsetzungen 
der Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg. Im Zuge 
der Erarbeitung eines schlüssigen Planungskonzeptes wurden 
die Mindestabstände zur Wohnbebauung deutlich erhöht und 
vollständige Umfassungen von Ortslagen vermieden.

Die Festlegungen des Regionalplans für die Planungsregion 
Oderland-Spree tragen unterschiedlichen raumordnerischen Er-
fordernissen (z. B. Natur- und Landschaftsschutz, vorsorgender 
Immissionsschutz) Rechnung, da sie eine räumliche Konzen- 
tration von Windenergieanlagen in für die Gewinnung von 
Windenergie geeigneten Gebieten gewährleisten. Es wurden 
die Bereiche ausgeschlossen, die sich nicht für eine Windener-
gienutzung eignen bzw. unverträgliche Raumnutzungskonflikte 
verursachen würden.

Grundsätzliches methodisches Vorgehen

Als Ausgangsgröße für die Festlegung der Eignungsgebiete 
Windenergienutzung dient die gesamte Fläche der Planungs-
region (455.991 ha). Unter Berücksichtigung des aktuellen 
Stands der Technik ist in der gesamten Planungsregion ein aus-
reichend großes Windpotential für eine wirtschaftliche Nutzung 
der Windenergie vorhanden.

Grundsätzlich ist nach der Rechtsprechung für die Ermittlung 
von Eignungsgebieten, in denen die Windenergienutzung kon-
zentriert werden soll, ein gesamträumliches Planungskonzept 
erforderlich, das in mehreren Schritten erarbeitet wird. In ei-
nem ersten Planungsschritt sind einheitlich und abstrakt für 
den Planungsraum jene Bereiche zu ermitteln, die aus rechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen nicht für die Windenergienut-
zung in Betracht kommen (harte Tabuzonen) oder in denen 
nach den gestalterischen Vorstellungen des Plangebers keine 
Windenergienutzung zulässig ist (weiche Tabuzonen). In die-
sem Schritt besteht für eine differenzierte ortsbezogene Be-

trachtung kein Raum. Im zweiten Planungsschritt sind stand-
ortgenau alle öffentlichen und privaten Belange zu ermitteln 
und abzuwägen, die für oder gegen die gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 
Baugesetzbuch privilegierte Windenergienutzung sprechen. Im 
dritten Planungsschritt bleibt nachzuweisen, dass der Wind-
energienutzung im Ergebnis substanziell Raum gegeben wird. 
Einen allgemein gültigen Maßstab dafür gibt es nicht, denn die 
tatsächlichen Gegebenheiten in der jeweiligen Planungsregion 
sind ausschlaggebend. Den Maßstab dafür bildet nach Auffas-
sung der Rechtsprechung jene Flächenkulisse, die nach Abzug 
der harten Tabuzonen übrig bleibt (vgl. BVerwG 4 CN 1.11 und 
2.11 Urt. v. 13.12.2012).

In Anwendung dieser Vorgaben ergibt sich daraus folgendes 
Planungskonzept für die Region:

Im ersten Planungsschritt wird die Planungsregion als Aus-
gangsgröße um harte Tabuzonen verringert, die für die Wind-
energienutzung generell nicht in Frage kommen. Die Kriterien 
für die Tabuzonen werden abstrakt definiert und einheitlich für 
die gesamte Region angewandt.

In der Planungsregion Oderland-Spree sind rund 145.300  ha 
oder 32 % der Regionsfläche als harte Tabuzonen aus tatsäch-
lichen und/oder rechtlichen Gründen für Windenergienutzung 
tabu.

Nach Abzug der tatsächlichen und/oder rechtlichen Tabuzonen 
von der Regionsfläche ergibt sich die Prüffläche von 310.700 ha 
oder 68 % der Regionsfläche, die im dritten Planungsschritt 
Basis für die Klärung nach der Ausweisung von substanziell 
Raum ist.

Die verbleibende Fläche wird um regionalplanerisch begründe-
te weiche Tabuzonen verringert (240.700  ha, verbleibende 
Regionsfläche: 70.000 ha oder 15 %), die für die Windenergie-
nutzung aufgrund der Beschlüsse der Regionalversammlung 
Oderland-Spree nicht zur Verfügung stehen. Bei diesen regio-
nalplanerisch begründeten Tabuzonen handelt es sich um Flä-
chen, in denen nach eigenen Kriterien der RPG Oderland-Spree 
generell keine Windenergieanlagen aufgestellt werden sollen. 
Die Auswahl der weichen Tabukriterien, die im Planungskon-
zept berücksichtigt werden, unterliegt einer Abwägungsent-
scheidung. Die weichen Tabuzonen dürfen daher nicht dazu 
führen, dass im Ergebnis des dritten Planungsschritts nicht 
mehr substanziell Raum für die Windenergienutzung zur Verfü-
gung steht und müssen gegebenenfalls erneut überprüft wer-
den.

Damit sind in der gesamten Planungsregion rund 85 % der Re-
gionsfläche aus tatsächlichen, rechtlichen oder regionalplaneri-
schen Gründen für die Windenergienutzung tabu. Die nach 
Ausschluss der Tabuzonen (harte und weiche Tabukriterien) 
noch verbleibende Potenzialfläche unterliegt der einzelfall- 
bezogenen Abwägung der konkurrierenden Belange (Restrik- 
tionen) in einem weiteren Arbeitsschritt.

Im zweiten Planungsschritt wird die nach Abzug der Tabu- 
zonen ermittelte Potenzialfläche mit Restriktionsbereichen 
überlagert. Restriktionsbereiche basieren auf Kriterien, die 
gegen die Festlegung einer Fläche als Eignungsgebiet Wind-
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energienutzung wirken können. Gleichzeitig besteht aber auch 
ein Abwägungsspielraum zugunsten der Windenergienutzung. 
Die Bewertung der Kriterien hinsichtlich ihrer Restriktionswir-
kung gegenüber Windenergienutzung erfolgt durch den Plange-
ber im Rahmen der Einzelfallprüfung (vgl. Gebietspässe im 
Umweltbericht). In der Planungsregion Oderland-Spree wirken 
auf nahezu der gesamten Fläche tatsächliche, rechtliche bzw. 
regionalplanerische Tabuzonen und/oder Restriktionsbereiche, 
aber auf 1,62 % der Regionsfläche konnten sich Belange für die 
Windenergienutzung in der Abwägung durchsetzen.

Die abwägungsrelevanten Belange lassen sich in abstrakten 
Kriterien zusammenfassen. Während in Tabuzonen Windener-
gienutzung aufgrund tatsächlicher, rechtlicher bzw. durch den 
Plangeber begründeter Kriterien ausgeschlossen ist, findet in 
den Restriktionsbereichen regelmäßig eine Abwägung aller Be-
lange statt, die für oder gegen Windenenergienutzung wirken. 
Dieser Abwägungsprozess erfolgt einzelfallspezifisch auf der 
Basis des beschlossenen Kriteriengerüsts nach regionsweit ein-
heitlichen Grundsätzen. So wurden in der Restriktionszone von 
800 bis 1.000 m Siedlungsabstand zunächst die Gründe abge-
wogen, die dort für oder gegen die Windenergienutzung spre-
chen. Als ein für die Windenergienutzung sprechender Grund 
wurden dort dann beispielsweise bereits existierende WEA, die 
auf Basis des rechtswirksamen Regionalplans 2004 oder auf 
Basis rechtsverbindlicher Bebauungspläne für Windenergienut-
zung errichtet wurden, einbezogen.

Die mit der Eignungsgebietskulisse des Sachlichen Teilregio-
nalplanes beabsichtigte Konzentration der Windenergienutzung 
auf bestimmte ausgewählte Flächen muss zugleich den sich aus 
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes ergeben-
den Anforderungen genügen, dass im Ergebnis des Planungs-
prozesses trotz flächenmäßiger Begrenzung der Windenergie-
nutzung noch substanziell Raum verschafft wird. Dies prüft 
der Planungsträger nach Auswahl und Anwendung in einem 
dritten Planungsschritt.

Den Maßstab dafür bildet die Flächenkulisse, die nach Abzug 
der harten Tabuzonen von der Regionsfläche übrig bleibt. Die 
Beurteilung, ob die ausgewiesene Eignungsgebietsfläche ausrei-
chend ist, hängt von den Gegebenheiten der Planungsregion ab.

Das niedersächsische OVG hat in jüngster Zeit mehrere Ent-
scheidungen getroffen, mit denen es zur Unterscheidung von 
harten und weichen Tabukriterien Stellung genommen hat. Das 
Gericht bemängelte in diesen Entscheidungen eine zu umfas-
sende Zuordnung der harten Tabukriterien. Hintergrund ist da-
bei die mögliche Genehmigungsfähigkeit einzelner Anlagen 
auf diesen Flächen, die nach Auffassung des Gerichtes gegen 
die Einstufung als harte Tabuflächen spricht. In solchen Fällen 
empfiehlt es sich, die betreffenden Flächen als weiche Tabuflä-
chen einzuordnen und dies mit eigener Abwägung zu begrün-
den. Flächen, die zu Unrecht als hartes Tabu eingestuft werden 
und deswegen nicht mit eigener (nachvollziehbarer) Abwägung 
begründet werden, verursachen Fehler im Abwägungsvorgang: 
Der Plangeber hat dann nicht abgewogen, obwohl er hätte ab-
wägen müssen.

Aus diesem Grund wurde durch Beschluss des Regionalvor-
stands am 28.02.2018 die Liste der harten und weichen Tabu-

kriterien aktualisiert. Da sich etwaige Änderungen von Kriteri-
en nur auf ihre Einstufung als hart oder weich beziehen, im 
Ergebnis Windenergie aber weiterhin ausgeschlossen wird, 
wird die Begrenzung der Potenzialflächen durch diese Ände-
rungen nicht berührt. Die Auswahlentscheidung findet also auf 
derselben Grundlage statt. Unter Würdigung auch der übrigen 
in der Begründung zum Regionalplan genannten Gesichtspunk-
te kommt die Prüfung der Substanzialität zu dem gleichen posi-
tiven Ergebnis wie bisher.

Die Bewertung, ob mit dem Regionalplan substanziell Raum 
für die Windenergienutzung geschaffen wird, basiert auf dem 
Verhältnis der festgelegten Eignungsgebietsflächen zu den Flä-
chen, die nach Abzug der harten Tabuzonen (32 %) als Such-
räume für Eignungsgebiete Windenergienutzung zur Verfügung 
stehen. Die Quote von 2,4 % (310.700 ha Prüffläche stehen 
7.378  ha ausgewiesener Eignungsgebietsfläche gegenüber) 
kann als ausreichend angesehen werden, um der Windenergie 
substanziell Raum zu verschaffen. Dagegen bleibt der Anteil 
von 1,6 % der Regionsfläche, die als Eignungsgebiete zur Ver-
fügung gestellt werden, durch die Änderung einiger harter zu 
weichen Tabukriterien unverändert.

Auch innerhalb der verbleibenden 68 % der Planungsregions-
fläche wirken zahlreiche restriktive Belange gegen die Auswei-
sung von Konzentrationsflächen für die Windenergienutzung. 
Auch innerhalb dieses Potenzialraums wirken zahlreiche Be-
lange gegen die Windenergienutzung, die sich gegenüber der 
Privilegierung gemäß § 35 Abs. 1 BauGB durchsetzen. Neben 
den regionalplanerisch begründeten weichen Tabukriterien (ge-
meinsam mit den harten Tabukriterien rund 85 % der Regions-
fläche) wirken weitere Belange restriktiv gegen die Windener-
gienutzung. Zu diesen Restriktionskriterien zählen u. a. - jeweils 
unter Angabe des prozentualen Anteils der Regionsfläche - 
Mindestabstände zur Wohnbebauung und schutzbedürftiger Ein- 
richtungen (Regionale Besonderheit: gewachsene zersiedelte 
Siedlungsstrukturen (Loose und Vorwerke) im Lebuser Land 
und im Oderbruch) (79,7 %), tierökologische Abstandskriterien 
auf der Basis des Windkrafterlasses (TAK-RL) inklusive 
Schutzbereichen des Rotmilans (58,4 %), Waldgebiete darunter 
hochwertige Laub- und Mischwälder (36 %), (Regionale Be-
sonderheit: 36 %-Anteil Wald) und hochwassergefährdete Ge-
biete auf der Basis der Risiko- und Gefahrenkarten des Landes-
amtes für Umwelt (19 %). Darüber hinaus gibt es im Vergleich 
zu anderen Planungsregionen im Land Brandenburg eine über-
durchschnittliche Anzahl an Bauschutz- und Hindernisbegren-
zungsbereichen von Flugplätzen, an Radaranlagen der Deutschen 
Flugsicherung und des Deutschen Wetterdienstes (51,2 %). Ins-
gesamt sind rund 99 % der Regionsfläche von harten und wei-
chen Tabubereichen und/oder Restriktionsbereichen überlagert. 
Es können daher nur Flächen ausgewiesen werden, auf denen 
sich die Windenergienutzung auch ganz überwiegend gegen 
konkurrierende Nutzungen durchsetzen kann.

Die in Z 1 festgelegten Gebiete sind nach Abwägung aller auf 
der Ebene der Regionalplanung erkennbaren und bedeutsamen 
Belange für die Windenergienutzung geeignet. Da lediglich 
Eignungsgebiete abgegrenzt werden, aber noch keine projekt-
bezogene WEA-Standortplanung erfolgt, können beispielswei-
se Störungen oder Beeinträchtigungen von Radaranlagen zur 
Sicherung der Luftfahrt nur im Rahmen nachfolgender Pla-
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nungsebenen oder des immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens beurteilt werden, wenn Anzahl, Standort, 
Höhe und Bautyp der beantragten WEA bekannt sind. Ein-
schränkungen bezüglich Anzahl und Höhe der geplanten WEA 
sind in Abhängigkeit von bereits vorhandenen und genehmig-
ten WEA im Umfeld, der Topografie, der Entfernung zur Radar-
anlage sowie von der Gesamthöhe der WEA möglich. Im Er-
gebnis einer Eignungsprüfung aller WEG ist festzustellen, dass 
sie die Anforderungen des § 8 Abs. 7 Nr. 3 ROG erfüllen. Die 
Voraussetzungen für die Windenergienutzung sind grundsätz-
lich gegeben. So wurde in diesen Gebieten bereits eine Vielzahl 
moderner WEA errichtet (vgl. Erläuterungen zu 3.14, 3.15, 

3.20). Auf die für den Betreiber einträglichste Nutzung besteht 
darüber hinaus kein Anspruch.

Für den Fall, dass der Freiraumverbund LEP B-B nicht als har-
tes, sondern als weiches Tabukriterium eingeordnet wird und 
damit in Gestalt des Regionalen Freiraumverbundes als weiches 
Tabukriterium Anwendung findet, verändert sich das Verhältnis 
der festgelegten Eignungsgebietsflächen zu den Flächen, die 
nach Abzug der „harten“ Tabuzonen (14,1 % der Gesamtfläche) 
als Suchräume für Eignungsgebiete Windenergienutzung zur 
Verfügung stehen (Quote von 1,9 %). Auch in diesem Fall wird 
der Windenergie substanziell Raum verschafft.

Abbildung: Methodik der Planerstellung
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Im Ergebnis der Gesamtabwägung werden auf 7.378 ha bzw. 
1,6 % der Planungsregionsfläche 33 Eignungsgebiete Wind-
energienutzung festgelegt. Hiermit erfolgt eine Konzentration 
der Windenergienutzung auf geeignete Räume. Nach Einschät-
zung des Plangebers wird unter Bezugnahme der dargestellten 
Rahmenbedingungen in substanzieller Weise Raum für die 
Windenergienutzung geschaffen. Der vorliegende Sachliche 
Teilregionalplan „Windenergienutzung“ nähert sich mit der 
ausgewiesenen Eignungsgebietsfläche dem Flächenziel (2,0 % 
der Landesfläche) für Windeignungsgebiete der Energiestrate-
gie 2030 des Landes Brandenburg an, kann es jedoch aufgrund 
der zahlreichen o. g. Belange nicht erreichen.

Landesweit werden die energiepolitischen Zielsetzungen zum 
Ausbau der Windenergienutzung über die fünf Regionalen Pla-
nungsgemeinschaften weitgehend erreicht. Ob die Mengenvor-
gaben der Energiestrategie 2030 für die Erzeugung aus Er- 
neuerbaren Energien erreicht werden können, hängt jedoch nicht 
nur von der zur Verfügung stehenden Fläche, sondern auch von 
dem Zubaupotenzial ab.

Laut einer theoretischen Berechnung des Ministeriums für Wirt-
schaft und Energie (MWE) ergibt sich auf der in der Planungs-
region Oderland-Spree noch nicht mit WEA bestandenen Flä-
che innerhalb der ausgewiesenen WEG bei einem angenom- 
menen durchschnittlichen Flächenbedarf von 5,9 ha pro MW 
installierter Leistung1 ein Zubaupotenzial von 403 WEA mit 
einer Gesamtleistung von etwa 1.370 MW.

Übersicht der angewandten Kriterien

1. 	 Harte Tabukriterien

In harten Tabuzonen sind die Errichtung und der Betrieb von 
Windenergieanlagen aus rechtlichen oder tatsächlichen Grün-
den ausgeschlossen. Diese Flächen sind aus Gründen, die sich 
einer Abwägung durch den Plangeber entziehen, nicht für eine 
Windenergienutzung geeignet. Die Kriterien sind einheitlich in 
der gesamten Region anzuwenden und führen zum Ausschluss 
der Flächen aus der weiteren Planung.

1.1	 Vorhandene bereits bebaute und rechtsverbindlich festge-
setzte Bauflächen, die dem Wohnen dienen gemäß §§ 3 
bis 7 BauNVO, und dem Wohnen dienende Kleinsiedlun-
gen, Splittersiedlungen und Einzelhäuser im Außenbe-
reich

1.2	 Freiraumverbund des LEP B-B, hilfsweise auch weich

1.3	 Naturschutzgebiete (NSG)

1.4	 Geschützte Waldgebiete

1.5	 Oberflächengewässer

1.6	 Trinkwasserschutzzonen I und II

1	 Evaluation und Weiterentwicklung des Leitszenarios sowie Abschätzung der 
Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte, Grundlage für die Fortschrei-
bung der Energiestrategie 2030, Gutachten der Prognos AG im Auftrag des 
Ministeriums für Wirtschaft und Energie, Potsdam, 2017

1.7	 Flächen der aktiven Rohstoffgewinnung mit Rahmen- 
und Hauptbetriebsplänen

1.8	 Militärische Anlagen

1.9	 Betriebsflächen von Flugplätzen

1.10	 Denkmalbereiche

1.11	 Photovoltaik-Freiflächenanlagen

2.	 Weiche Tabukriterien

In weichen Tabuzonen sind die Errichtung und der Betrieb von 
Windenergieanlagen nicht aus rechtlichen und tatsächlichen 
Gründen, sondern durch einheitlich angewandte Kriterien nach 
dem Planungswillen des Plangebers ausgeschlossen. Sollte die 
Prüfung, ob der Windenergienutzung substanziell Raum ver-
blieben ist, negativ ausfallen (siehe Planungsschritt 3), müssen 
die weichen Tabuzonen nochmals überprüft werden.

2.1 	 Abstand von 800 m zu vorhandenen und rechtsverbind-
lich festgesetzten Bauflächen, die dem Wohnen dienen 
gemäß §§ 3 bis 7 BauNVO, sowie zu Klein- und Splitter-
siedlungen und Einzelhäusern im Außenbereich

2.2	 Abstand von 1.000 m zu Kur-, Gesundheits- und Erho-
lungseinrichtungen und -gebieten

2.3	 Regionaler Freiraumverbund

2.4	 Landschaftsschutzgebiete (LSG)

2.5	 Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin

2.6	 Europäische Vogelschutzgebiete (SPA)

2.7	 Fauna-Flora-Habitat-Gebiete (FFH)

2.8	 Überschwemmungsgebiete

2.9	 Planungszone Bauhöhenbeschränkung des Flughafens BER

3.	 Restriktionskriterien

Restriktionskriterien können die Nutzungsmöglichkeit der Flä-
chen für die Windenergienutzung einschränken, schließen sie 
dort aber nicht generell aus. Die öffentlichen und privaten Be-
lange, die gegen die Ausweisung eines Eignungsgebietes für 
die Windenergienutzung sprechen, sind mit den öffentlichen 
und privaten Belangen, die für diese Ausweisung sprechen, ab-
zuwägen (Einzelfallprüfung). Restriktionskriterien sind ge-
genüber der Windenergienutzung konkurrierende Belange, die 
zur Festlegung von Windeignungsgebieten ortsbezogen zu be-
trachten und einzelfallbezogen abzuwägen sind. Diesen Belan-
gen sind Belange gegenüberzustellen, die zugunsten der im 
Außenbereich privilegierten Windenergienutzung sprechen. 
Sollte die Prüfung, ob der Windenergienutzung substanziell 
Raum verblieben ist, negativ ausfallen (siehe Planungs-
schritt 3), müssen diese Abwägungsentscheidungen nochmals 
überprüft werden. 
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3.1 	 Abstand von 800 m bis 1.000 m zu vorhandenen und 
rechtsverbindlich festgesetzten Bauflächen, die dem Woh-
nen dienen gemäß §§ 3 bis 7 BauNVO, sowie zu dem 
Wohnen dienende Klein- und Splittersiedlungen und Ein-
zelhäuser im Außenbereich

3.2	 Abstand von 1.000 m bis 1.500 m zu Klinik- und Kurge-
bieten

3.3	 Kommunale Bauleitplanung und Windenergieanlagenpla-
nung

3.4	 Naturparks

3.5	 Geschützte Biotope, Biotopverbund, Landschaftsbestand-
teile, Parks und Flächennaturdenkmale

3.6	 Tierökologische Abstandskriterien für die Errichtung von 
Windenergieanlagen in Brandenburg (TAK) gemäß Erlass 
des MUGV „Beachtung naturschutzfachlicher Belange 
bei der Ausweisung von Windeignungsgebieten und bei 
der Genehmigung von Windenergieanlagen“ 

3.7	 Landschaftsräume mit vorhandenem hochwertigen Ei-
gencharakter

3.8	 Unzerschnittene Störungsarme Räume (USR)

3.9	 Waldfunktionen mit Rechtsverordnung oder mit forstamt-
licher Grundlage

3.10	 Trinkwasserschutzzonen III, III A und III B

3.11	 Hochwassergefährdete Flächen/Risikobereich Hochwas-
ser

3.12	 Regional konkretisierte Belange der Agrarwirtschaft und 
Kulturlandschaftspflege

3.13	 Rohstoffpotenzialflächen mit Bewilligung und Baube-
schränkungen durch Altbergbau

3.14	 Militärisches Nachttiefflugsystem, militärische Radarinte- 
ressensgebiete, Interessensgebiete von Verteidigungsradar-
anlagen und militärischen Funkstellen und Schutzberei-
che von Verteidigungsanlagen

3.15	 Bauschutz- und Hindernisbegrenzungsbereiche von Flug-
plätzen

3.16	 Bodendenkmale

3.17	 Umgebungsschutz für Denkmale

3.18	 Vorsorgestandorte für großflächige gewerblich-industriel-
le Vorhaben

3.19	 Vorsorgende Sicherung von Infrastrukturkorridoren und 
Vorhaben der Telekommunikation

3.20	 Belange des Deutschen Wetterdienstes

3.21	 Freiraumverbund aus dem 2. Entwurf LEP HR

3.22	 Mindestgröße von Eignungsgebieten Windenergienut-
zung (40 ha)

3.23	 Maximalgröße von Eignungsgebieten Windenergienutzung 
(750 ha)

3.24	 Umfassung von Ortslagen

Erklärende Ausführungen zum Kriteriengerüst

1.	 Harte Tabukriterien

1.1	 Vorhandene bereits bebaute und rechtsverbindlich 
festgesetzte Bauflächen, die dem Wohnen dienen ge-
mäß §§ 3 bis 7 BauNVO, und dem Wohnen dienende 
Kleinsiedlungen, Splittersiedlungen und Einzelhäuser 
im Außenbereich

	 Die in rechtsverbindlichen Bebauungsplänen ausgewiese-
nen, dem Wohnen dienenden Siedlungsgebiete und vor-
handene Wohnnutzungen im Außenbereich stehen der 
Windenergienutzung aus rechtlichen Gründen nicht zur 
Verfügung. Vorhandene Wohnbauflächen, gemischte und 
gewerbliche Bauflächen gemäß § 1 BauNVO sind als 
Siedlungsbestand ebenfalls aus tatsächlichen Gründen für 
die Windenergie ausgeschlossen. Eine Überprüfung von 
Bauflächen, die durch kommunale Flächennutzungspla-
nung dargestellt sind, aber noch nicht mit rechtswirksa-
men Bebauungsplänen überplant wurden, ergab, dass kei-
ne unbebauten Bauflächen mehr im Umfeld der WEG 
existieren.

	 Die Zulässigkeit der Errichtung von WEA in Gewerbe- 
und Industriegebieten wird über Festsetzungen in Bebau-
ungsplänen geregelt. Regionalplanerische Festlegungen 
zu WEG gemäß § 35 Abs. 3 BauGB kommen in Gebieten 
gemäß §§ 30 und 34 BauGB nicht zur Anwendung.

1.2	 Freiraumverbund des LEP B-B (hilfsweise auch wei-
ches Tabu)

	 Der landesplanerisch festgelegte Freiraumverbund um-
fasst hochwertige Freiräume mit besonders hochwertigen 
Funktionen, die gesichert und in ihrer Funktionsfähigkeit 
entwickelt werden sollen. Gemäß Z 5.2 LEP B-B ist die 
Kulisse des Freiraumverbundes nicht vereinbar mit der 
Windenergienutzung. Das Oberverwaltungsgericht Ber-
lin-Brandenburg (OVG) hat mit Urteil vom 06.05.2016 
den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ge-
gen die Rechtsverordnung der Regierung des Landes 
Brandenburg über den LEP B-B abgelehnt. Damit ist die 
rückwirkend zum 15.05.2009 wieder in Kraft gesetzte 
Verordnung über den LEP B-B vom 27.05.2015 mit Be-
kanntmachung vom 02.06.2015 (GVBl. II Nr. 24) durch 
das OVG als rechtswirksam bestätigt worden.

	 Sollte die Verordnung über den LEP B-B infolge des noch 
anhängigen verwaltungsgerichtlichen Verfahrens unwirk-
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sam werden, könnte der Freiraumverbund nicht mehr als 
der Windenergienutzung aus rechtlichen Gründen entge-
genstehendes Ziel der Raumordnung und damit auch 
nicht mehr als hartes Tabukriterium gelten. Die Flächen-
kulisse des Freiraumverbunds des LEP B-B wird hilfswei-
se als weiches Tabukriterium eingeordnet (zur Begrün-
dung siehe unter 2.3).

1.3	 Naturschutzgebiete (NSG)

	 Gemäß § 23 Abs. 1 BNatSchG sind rechtsverbindlich 
festgesetzte Naturschutzgebiete „Gebiete, in denen ein 
besonderer Schutz von Natur und Landschaft in ihrer 
Ganzheit oder einzelnen Teilen erforderlich ist.“ Die 
Windenergienutzung innerhalb von Naturschutzgebieten 
ist nicht mit den Schutzzielen für Naturschutzgebiete zu 
vereinbaren.

	 Eine Prüfung der Schutzgebietsverordnungen NSG hat 
ergeben, dass der jeweilige Schutzzweck regelmäßig die 
Errichtung baulicher Anlagen ausschließt. Hierzu gehören 
insbesondere WEA, die dem jeweiligen Schutzzweck 
mehr als nur unerheblich zuwiderlaufen. 

1.4	 Geschützte Waldgebiete

	 Gemäß § 12 LWaldG ist in durch Rechtsverordnung zu 
Schutz- oder Erholungswald erklärten Waldgebieten die 
Windenergienutzung mit den besonderen Schutzfunktio-
nen nicht vereinbar. Nach den in den Rechtsverordnungen 
enthaltenen Regelungen über Ausnahmen und Befreiun-
gen ist die Errichtung von baulichen Anlagen, insbeson-
dere WEA, die dem jeweiligen Schutzzweck mehr als nur 
unerheblich zuwiderlaufen, grundsätzlich nicht zulässig.

1.5	 Oberflächengewässer

	 Oberflächengewässer sind aus tatsächlichen und rechtli-
chen Gründen für die Windenergienutzung ausgeschlos-
sen. Zudem besitzen sie im Randbereich eine hohe Arten-
vielfalt und tragen zur Steigerung des Erholungswertes 
und Wertigkeit des Landschaftsbildes bei.

	 Gemäß § 87 Abs. 2 BbgWG ist als Bedingung für die 
Inanspruchnahme von Gewässerflächen für bauliche An-
lagen eine unbedingte Erforderlichkeit formuliert. Diese 
ist jedoch in der Region nicht gegeben, da genügend an-
dere Flächen zur Verfügung stehen. Die Voraussetzungen 
für eine Genehmigung zur Errichtung von WEA in Ober-
flächengewässern sind somit grundsätzlich nicht gege-
ben.

1.6 	 Trinkwasserschutzzonen I + II

	 Gemäß §§ 51, 52 WHG i. V. mit § 15 BbgWG gelten in 
den festgesetzten Trinkwasserschutzzonen I und II ein 
Verbot bzw. eine wesentliche Beschränkung der Errich-
tung und Erweiterung von baulichen Anlagen. Die Wind-
energienutzung ist in diesen Gebieten daher mit den 
Schutzzielen nicht vereinbar.

1.7	 Flächen der aktiven Rohstoffgewinnung mit Rahmen- 
und Hauptbetriebsplänen

	 Für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe ist ein Be-
triebsplan nach dem Bundesberggesetz erforderlich. Roh-
stoffabbauflächen mit zugelassenen Rahmen-, Haupt-  
oder Abschlussbetriebsplänen zur Gewinnung oberflä- 
chennaher Rohstoffe sind gemäß §§ 51 - 55 BBergG mit 
der Errichtung von WEA aus rechtlichen oder tatsächli-
chen Gründen (aktive bergbauliche Aktivitäten) nicht ver-
einbar. 

1.8	 Militärische Anlagen

	 Gebiete militärischer Anlagen dienen generell der militä-
rischen Nutzung. Bereiche militärischer Liegenschaften 
(Bundeswehrstandorte), die aus Sicherheitsgründen ei-
nem vollkommenen Betretungsverbot unterliegen, sind 
für die Windenergienutzung ausgeschlossen.

1.9	 Betriebsflächen von Flugplätzen

	 Gemäß § 6 LuftVG stehen die Betriebsflächen von Flug-
plätzen (Flughäfen, Landeplätze und Segelfluggelände) 
für die Windenergienutzung aus rechtlichen Gründen 
nicht zur Verfügung.

1.10	 Denkmalbereiche

	 Gemäß § 1 BbgDSchG sind Denkmale Quellen und Zeug-
nisse menschlicher Geschichte und prägende Bestandteile 
der Kulturlandschaft des Landes Brandenburg. Die durch 
Satzung bzw. durch Verordnung unter Schutz gestell- 
ten Denkmalbereiche sind gemäß § 2 Abs. 2 Punkt 2  
BbgDSchG i. V. mit den Überleitungsbestimmungen ge-
mäß § 28 BbgDSchG und § 4 BbgDSchG von besonderer 
Bedeutung als Zeugnisse der Siedlungs- und Produktions-
geschichte, des Städtebaus und der Garten- und Land-
schaftsgestaltung. Die Windenergienutzung ist in diesen 
Bereichen im Sinne des Erhaltungsgebotes gemäß § 7 (1) 
BbgDSchG ausgeschlossen.

1.11 	Photovoltaik-Freiflächenanlagen

	 Freiflächen, auf denen Photovoltaikanlagen zur Nutzung 
von Sonnenenergie errichtet wurden und ausschließlich 
zu diesem Zweck (Solarparks) als Sonstiges Sondergebiet 
gemäß § 11 BauNVO in rechtsverbindlichen Bebauungs-
plänen festgesetzt sind, stehen der Windenergienutzung 
aus rechtlichen Gründen nicht zur Verfügung.

2.	 Weiche Tabukriterien

2.1	 Abstand von 800 m zu vorhandenen und rechtsverbind-
lich festgesetzten Bauflächen, die dem Wohnen dienen 
gemäß §§ 3 bis 7 BauNVO, sowie zu Klein- und Splitter-
siedlungen und Einzelhäusern im Außenbereich

	 Durch angemessene Mindestabstände von 800 m zur be-
stehenden oder geplanten Wohnbebauung sollen die Inte-
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ressen und der Schutz der Menschen sowie die räum- 
lichen Entwicklungs- und Gestaltungsmöglichkeiten der 
Gemeinden umfassend Berücksichtigung finden. Die zum 
Schutz der Menschen (schädliche Umwelteinwirkungen 
und vorsorgender Immissionsschutz) einheitliche Bemes-
sung eines Abstandes von 800  m zu Wohnnutzungen 
(800  m weiche Tabuzone) schließt die Windenergienut-
zung dort aus regionalplanerischen Gründen pauschal aus. 

Nach vorliegenden Erfahrungen aus Genehmigungsver-
fahren zur Errichtung und zum Betrieb von Windenergie-
anlagen erfordern Anlagen der derzeit üblichen 3 MW-
Leistungsklasse mit Gesamtanlagenhöhen von über 
200  m aus Gründen des Immissionsschutzes (Schatten-
wurf, Schall) sowie der anzunehmenden optisch bedrän-
genden Wirkung einen Mindestabstand zu benachbarten 
Wohnnutzungen von etwa 600 m bis 800 m.

Maßgebend für den Mindestabstand von WEA zu Wohn-
nutzungen sind dabei die immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungstatbestände in Abhängigkeit von Anlagen-
typ und -standort. Darüber hinaus ist die Anlagenanzahl 
bedeutsam, da bei der vorgesehenen Konzentration von 
WEA innerhalb von WEG die Schallleistungspegel ku-
mulierend sind.

Aufgrund des Vorsorgegrundsatzes und in der Erwartung 
größerer und leistungsstärkerer Anlagen ist zum Schutz 
der Menschen zukünftig von erhöhten Immissionen und 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes (optische Be-
drängung) auszugehen.

Vor diesem Hintergrund ist die Pauschalierung von Min-
destabständen über dasjenige Maß hinaus angebracht 
(Abstand von ca. 800 m zu Wohnnutzungen), das immis-
sionsschutzrechtlich auf der Grundlage der TA Lärm ge-
boten ist und im konkreten Genehmigungsverfahren zu-
grunde gelegt wird.

Nach Inkrafttreten des geänderten WEA-Geräuschimmis-
sionserlasses des Ministeriums für Ländliche Entwick-
lung, Umwelt und Landwirtschaft vom 14.12.2017 lässt 
sich nach gegenwärtigem Erkenntnisstand abschätzen, 
dass sich im Einzelfall etwas andere Prognoseergebnisse 
und damit andere Mindestabstände von WEA zu Wohn-
nutzungen und schutzbedürftigen Einrichtungen (vgl. 2.2) 
ergeben können. Es werden jedoch keine gravierenden 
Auswirkungen erwartet, die eine Änderung der Mindest-
abstände von WEA zu Wohnnutzungen und schutzbedürf-
tigen Einrichtungen gemäß Kriteriengerüst rechtfertigen. 
Erste Berechnungen an Einzelfällen stützen diese Ein-
schätzung.

2.2	 Abstand von 1.000 m zu Kur-, Gesundheits- und Er-
holungseinrichtungen und -gebieten

	 Durch erhöhte Abstände von 1.000 m zu Kureinrichtun-
gen und -parkanlagen, zu Kur- und Erholungsbereichen in 
Kur- und Erholungsorten gemäß §§ 1 - 9 BbgKOG sowie 
zu Krankenhäusern, Vorsorge- und Rehabilitationsein-

richtungen gemäß § 11 BauNVO sollen besonders sensib-
le Nutzungen ausreichend geschützt werden. Kur- und 
Klinikgebiete begründen nach TA Lärm einen Anspruch 
auf weitergehenden Lärmschutz.

	 Das touristische Entwicklungskonzept der Reiseregion 
Seenland Oder-Spree ist insbesondere auch auf Kur-, 
Wellness- und Gesundheitsangebote ausgerichtet. Durch 
erhöhte Abstände sollen negative Wirkungen von WEA 
auf die Entwicklung der staatlich prädikatisierten Kurorte 
Bad Freienwalde (Oder), Bad Saarow und Buckow (Mär-
kische Schweiz) sowie auf die Erholungsorte Müllrose, 
Neuzelle, Waldsieversdorf und Wendisch Rietz vermie-
den werden. 

2.3	 Regionaler Freiraumverbund

Die ökologisch und landschaftlich wertvollen und fach-
rechtlich geschützten Flächen, die der Ausweisung des 
Freiraumverbundes des LEP B-B (Z 5.2) zugrunde liegen, 
bestehen fort und hängen nicht von der Wirksamkeit des 
LEP B-B ab. Daher entspricht der Regionale Freiraum-
verbund dem Freiraumverbund des LEP B-B (Z 5.2) und 
macht sich dessen Gebietskategorien zu eigen. Deshalb 
werden diese  auch als Regionaler Freiraumverbund in der 
Region Oderland-Spree für den Fall, dass die Verordnung 
über den LEP B-B unwirksam wird oder die Rechtspre-
chung den Freiraumverbund nicht mehr als hartes Tabu-
kriterium anerkennen sollte, hilfsweise und vorsorglich 
als weiches Tabukriterium angewendet. Aus regionalpla-
nerischer Sicht umfasst die Flächenkulisse des Regiona-
len Freiraumverbundes hochwertige Freiräume mit be-
sonders bedeutsamen Funktionen, die gesichert und in 
ihrer Funktionsfähigkeit entwickelt werden sollen.

Zur Flächenkulisse des Regionalen Freiraumverbundes 
gehören entsprechend den Gebietskategorien des Frei-
raumverbunds des LEP B-B (Z 5.2) auch fachrechtlich 
nicht geschützte Arrondierungsflächen und Verbin-
dungselemente wie das im Landschaftsprogramm Bran-
denburg dargestellte Fließgewässerschutzsystem und 
weitere Verbindungsflächen mit hohem Entwicklungs-
potenzial.

Die Inanspruchnahmen der Flächen des Regionalen Frei-
raumverbundes durch raumbedeutsame WEA, die ihre 
räumliche Entwicklung oder Funktion beeinträchtigen, 
sind innerhalb dieser Gebietskulisse regelmäßig ausge-
schlossen. In Ausnahmefällen kann der Freiraumverbund 
in Anspruch genommen werden, wenn

-	 ein öffentliches Interesse an der Realisierung einer 
überregional bedeutsamen Planung oder Maßnahme 
besteht und der Zweck dieser Inanspruchnahme nicht 
durch Nutzung von Flächen außerhalb des Freiraum-
verbundes erreicht werden kann,

-	 eine Siedlungsentwicklung in den Zentralen Orten au-
ßerhalb des im LEP B-B festgelegten Gestaltungsrau-
mes Siedlung nachweislich nicht auf Flächen außer-
halb des Freiraumverbundes möglich ist,
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-	 eine überregional bedeutsame linienhafte Infrastruktur 
nicht umgesetzt werden kann, ohne den Freiraumver-
bund in Anspruch zu nehmen. Dabei muss nachgewie-
sen werden, dass das Vorhaben ohne die Inanspruch-
nahme von Flächen des Verbundes nicht realisierbar 
wäre und dass die Inanspruchnahme minimiert wird.

Im Fall der o. g. Rechtsprechung werden diese Flächen als 
weiches Tabukriterium angewendet, das der Windenergie-
nutzung entgegensteht. 

2.4	 Landschaftsschutzgebiete (LSG)

	 Gemäß § 26 BNatSchG gehören der Schutz der Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit der Landschaft sowie der Erhalt 
der Erholungsfunktion zu den wesentlichen Schutzzwe-
cken von rechtsverbindlich festgesetzten Landschafts-
schutzgebieten. Die Errichtung von Windenergieanlagen, 
die den Charakter des Gebietes verändern oder dem be-
sonderen Schutzzweck zuwiderlaufen, ist unzulässig. Sie 
verstößt in der Regel gegen verschiedene Gebote (insbe-
sondere Bauverbot) der Landschaftsschutzgebietsverord-
nungen, die unter einem Genehmigungsvorbehalt stehen. 
Die Voraussetzungen für die Erteilung einer Genehmi-
gung sind bei WEA regelhaft nicht erfüllt, da LSG der 
Bewahrung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit des 
Landschaftsbildes und der Erhaltung und Entwicklung 
des Gebiets für die naturverträgliche und naturorientierte 
Erholung dienen. Genehmigungsfähig sind nur bauliche 
Anlagen, die den Charakter des Gebiets nicht verändern. 
WEA verändern aufgrund ihrer Höhe, des beweglichen 
Rotors und der erforderlichen Befeuerung deutlich den 
Charakter des betroffenen Landschaftsraums. Die Voraus-
setzungen für die Erteilung einer Befreiung von den Ver-
boten der in der Region Oderland-Spree bestehenden 
LSG-Verordnungen zur Errichtung von WEA sind daher 
regelmäßig nicht erfüllt. Um die komplexen Schutzziele 
von Landschaftsschutzgebieten sicherzustellen, werden 
diese Räume als weiches Tabu von Windenergieanlagen 
freigehalten. Eine Überprüfung der Landschaftsschutz- 
gebietsverordnungen ist in Abstimmung mit den Natur-
schutzbehörden im Hinblick auf eine mögliche Eignung 
der LSG für die Windenergienutzung erfolgt. Im Ergebnis 
wird festgestellt, dass die LSG aufgrund des besonderen 
Schutzzweckes in ihrer Gesamtheit nicht mit der Wind-
energienutzung vereinbar sind.

2.5	 Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin

	 Gemäß § 25 BNatSchG gehört der Erhalt, die Entwick-
lung oder Wiederherstellung einer durch Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit charakteristischen großräumigen Land-
schaft sowie die Erforschung und nachhaltige Entwick-
lung zu den wesentlichen Schutzzwecken von Biosphä-
renreservaten. Diese Großschutzgebiete sind in wesent- 
lichen Teilen ihres Gebietes als Natur- oder Landschafts-
schutzgebiet geschützt.

	 Die naturräumlichen Potenziale des durch Wald- und 
Wasserreichtum gekennzeichneten Biosphärenreservates 

Schorfheide-Chorin eignen sich hervorragend für die Er-
holungsnutzung und den Tourismus. Um die komplexen 
Schutz- und Entwicklungsziele sicherzustellen, wird das 
im Jahr 1990 durch die UNESCO anerkannte Biosphären-
reservat Schorfheide-Chorin in seiner Gesamtheit von 
Windenergieanlagen freigehalten.

	 Der Teil des Biosphärenreservates, der sich innerhalb der 
RPG Oderland-Spree befindet, wird vollständig mit den 
Schutzkategorien Natur- bzw. Landschaftsschutzgebiet 
abgebildet. NSG sind als hartes Tabukriterium eingeord-
net. Das Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin entspricht 
räumlich dem gleichnamigen Europäischen Vogelschutz-
gebiet. Hier sind in den Standarddatenbögen die Lebens-
raumtypen einer Vielzahl von bedrohten, besonders stö-
rungssensiblen sowie laut TAK-RL schlaggefährdeten 
Vogelarten genannt: Aus diesen Gründen wird das Bio-
sphärenreservat in seiner Gesamtheit als weiches Tabu für 
die Windenergienutzung ausgeschlossen.

2.6	 Europäische Vogelschutzgebiete (SPA)

	 Gemäß Richtlinie 79/409/EWG, Special Protected Areas 
(SPA-Gebiete), werden die in europäischem Maßstab be-
deutendsten Brut-, Rast- und Zuggebiete der wildleben-
den Vogelarten im Anhang I der Vogelschutzrichtlinie un-
ter besonderen Schutz gestellt. In diesen Gebieten sind 
gemäß § 33 BNatSchG alle Veränderungen und Störun-
gen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung in seinen 
für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteilen führen können, verboten. Zum Schutz 
der wichtigsten Lebensräume und Verbreitungsgebiete 
der wildlebenden Vogelarten sind die SPA-Gebiete von 
WEA freizuhalten. Für die SPA-Gebiete der Region  
Oderland-Spree (Schorfheide-Chorin, Märkische Schweiz, 
Mittlere Oderniederung und im Bereich der Groß Schaue-
ner Seen, das SPA Spreewald und Lieberoser Endmoräne) 
ist anhand der Erhaltungsziele und des jeweiligen Schutz-
zwecks (Standarddaten der Lebensraumtypen) eine Ver-
träglichkeit mit raumbedeutsamen WEA in der Regel aus-
geschlossen, da eine erhebliche Beeinträchtigung für den 
Schutzzweck des jeweiligen Gebietes zu erwarten ist (vgl. 
3.6 Beachtung der Verbotstatbestände lt. TAK-Richtlinie 
i. V. mit Art. 5 EU-Vogelschutzrichtlinie). Da die Europä-
ischen Vogelschutzgebiete wegen ihrer Erhaltungs- und 
Schutzziele für die Windenergienutzung nicht geeignet 
sind, werden sie als weiches Tabu für die Windenergienut-
zung ausgeschlossen.

2.7	 Fauna-Flora-Habitat-Gebiete (FFH)

Nach der Richtlinie 92/43/EWG, Fauna-Flora-Habitat-
Gebiete (FFH-Gebiete) werden zur Sicherung der Arten-
vielfalt die im europäischen Maßstab bedeutendsten na-
türlichen Lebensräume, wildlebenden Tiere und Pflanzen 
unter besonderen Schutz gestellt. Das daraus abzuleitende 
Verschlechterungsverbot ist in Art. 6 Abs. 2 FFH-Richt- 
linie festgehalten. In diesen Gebieten sind gemäß § 33 
BNatSchG alle Veränderungen und Störungen, die zu ei-
ner erheblichen Beeinträchtigung in seinen für die Erhal-
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tungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestand-
teilen führen können, verboten. Es ist daher nur folge- 
richtig, dass FFH-Gebiete, da sie entsprechend der euro-
päischen Gesetzgebung einen hochrangigen Schutz besit-
zen, in ihrer Abgrenzung restriktiv behandelt werden. 
FFH-Gebiete sind zum Schutz der natürlichen Lebensräu-
me und wildlebenden Tier- und Pflanzenarten daher in 
ihrer Komplexität von WEA nach Einschätzung des Plan-
gebers grundsätzlich von WEA freizuhalten (vgl. 3.6 Be-
achtung der Verbotstatbestände lt. TAK-RL i.  V. mit 
Art. 12 Abs. 4 FFH-RL).

In der Region Oderland-Spree werden nahezu 100 % aller 
FFH-Gebiete durch den Freiraumverbund und/oder NSG 
abgebildet, die nicht vereinbar mit der Windenergienut-
zung und daher als hartes Tabu eingeordnet sind. Auf-
grund der Überlagerung mit NSG und der Feststellung, 
dass in allen FFH-Gebieten mehrere Lebensraumtypen 
benannt sind, die eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erfor-
dern, werden FFH-Gebiete als weiches Tabu eingeordnet 
und somit für die Windenergienutzung ausgeschlossen.

2.8 	 Überschwemmungsgebiete

Gemäß § 76 (1) WHG sind Überschwemmungsgebiete 
Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt, durchflos-
sen oder die für Hochwasserentlastung oder Rückhaltung 
beansprucht werden. Nach § 78 Abs. 1 WHG ist die Er-
richtung oder Erweiterung baulicher Anlagen in Über-
schwemmungsgebieten untersagt. Sowohl die bereits fest-
gesetzten Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 Abs. 2 
WHG i. V. mit § 100 Abs. 2 BbgWG als auch die noch 
nicht als Überschwemmungsgebiete festgesetzten, in den 
Gefahren- und Risikokarten des MLUL dargestellten 
Hochwasserüberflutungsflächen HQ 100, werden als wei-
che Tabuzonen für die Windenergienutzung eingeordnet. 
Hier ist die Windenergienutzung aufgrund hoher Scha-
densrisiken (Risikogebiete gemäß § 73 WHG) oder spezi-
fischer Schutzanforderungen (Schutzvorschriften gemäß 
§ 78 WHG) nicht vereinbar. 

2.9 	 Planungszone Bauhöhenbeschränkung des Flughafens 
BER

	 Zur Gewährleistung der Standortsicherung des künftigen 
Flughafens Berlin Brandenburg Willy Brandt (BER) in 
Schönefeld wurde im Gemeinsamen Landesentwicklungs-
plan Flughafenstandortentwicklung (LEP FS) eine Pla-
nungszone Bauhöhenbeschränkung mit dem Ziel der Si-
cherung der Hindernisfreiheit für den Flugbetrieb 
festgelegt. Das in der zeichnerischen Darstellung des LEP 
FS festgelegte Z 3 ist nicht vereinbar mit der modernen 
Windenergienutzung an Land. Die Region Oderland-Spree 
ist im Bereich Gosen-Neu Zittau vom Randbereich der Pla-
nungszone mit Bauhöhenbeschränkungen von 144,73  m 
bzw. 145,80 m über NHN betroffen. Bei einer Geländehöhe 
von etwa 35 bis 70 m über NHN ist daher die Errichtung 
moderner Windenergieanlagen über 110 m Höhe aus recht-
lichen und tatsächlichen Gründen nicht möglich. 

3.	 Restriktionskriterien

3.1	 Abstand von 800 m bis 1.000 m zu vorhandenen und 
rechtsverbindlich festgesetzten Bauflächen, die dem 
Wohnen dienen gemäß §§ 3 bis 7 BauNVO, sowie zu 
dem Wohnen dienende Klein- und Splittersiedlungen 
und Einzelhäuser im Außenbereich

	 Durch angemessene Mindestabstände von 800  m bis 
1.000 m zur bestehenden oder geplanten Wohnbebauung 
sollen die Interessen und der Schutz der Menschen sowie 
die räumlichen Entwicklungs- und Gestaltungsmöglich-
keiten der Gemeinden umfassend Berücksichtigung fin-
den. Der Plangeber orientiert sich auch am gemeinsamen 
Erlass des Ministeriums für Infrastruktur und Raumord-
nung und des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Verbraucherschutz vom 16.06.2009, in dem 
ein Abstand von 1.000 m zu vorhandenen und geplanten 
Bauflächen, gemäß §§ 3 bis 7 BauNVO dem Wohnen die-
nenden Gebieten empfohlen wird. Die zum Schutz der 
Menschen (schädliche Umwelteinwirkungen und vorsor-
gender Immissionsschutz) einheitliche Bemessung eines 
Abstandes von 800 m zu Wohnnutzungen (800 m weiche 
Tabuzone) schließt die Windenergienutzung dort aus regio- 
nalplanerischen Gründen pauschal aus. In der sich der 
weichen Tabuzone (Abstand von 800 m zu Wohnnutzun-
gen) anschließenden Restriktionszone zwischen 800 und 
1.000 m kann sich im Einzelfall nach Abwägung der dort 
für und/oder gegen die Windenergienutzung sprechenden 
Belange die Windenergienutzung durchsetzen. Ein für 
eine Windenergienutzung sprechender Belang können 
z. B. bereits existierende WEA, die auf Basis des rechts-
verbindlichen Regionalplans 2004 und/oder auf Basis ei-
nes rechtsverbindlichen Bebauungsplans für Windener-
gienutzung errichtet wurden, sein. Damit werden vor- 
handene WEA sowie kommunale Bebauungspläne mit 
Regelungen zur Windenergienutzung mit angemessenem 
Gewicht in der Abwägung berücksichtigt. Somit dient die 
Restriktionszone zwischen 800 m und 1000 m der weitge-
henden Integration bereits existierender WEA. Setzen 
sich die für die Windenergienutzung sprechenden Belan-
ge in der Einzelfallabwägung nicht durch, weil z. B. der 
Schutz der Wohnbevölkerung höher gewichtet wird, wer-
den neue WEG erst in einem Abstand von mindestens 
1.000 m festgelegt (gesamträumlich einheitlicher Vorsor-
gegrundsatz).

3.2	 Abstand von 1.000 m bis 1.500 m zu Klinik- und Kur-
gebieten

	 Durch erhöhte Abstände von 1.000 m bis 1.500 m zu be-
sonders schutzwürdigen Einrichtungen (Klinik- und Kur-
gebieten gemäß § 11 BauNVO) sollen im Rahmen der 
ortsbezogenen Einzelfallprüfung besonders sensible Nut-
zungen ausreichend geschützt werden. Klinik- und Kur-
gebiete begründen nach der Technischen Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm (TA Lärm) einen Anspruch auf einen 
weitergehenden Lärmschutz im Sinne des Vorsorgegebo-
tes gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG.



944 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 41 vom 16. Oktober 2018

	 Aufgrund des raumordnerischen Vorsorgegrundsatzes und 
in der Erwartung größerer und leistungsstärkerer Anlagen 
ist zum Schutz der Menschen zukünftig von erhöhten Im-
missionen und Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
(optische Bedrängung) auszugehen. Vor diesem Hinter-
grund ist im Rahmen einer Einzelfallprüfung besonders 
schutzwürdiger Einrichtungen ein erhöhter Schutzabstand 
zu besonders schutzwürdigen Einrichtungen angebracht 
(Anwendung im Fall WEG 30: Krankenhaus Seelow). 

3.3	 Kommunale Bauleitplanung und Windenergieanlagen- 
planung

	 Kommunale Bauleitpläne (Flächennutzungspläne und Be- 
bauungspläne) zu baulichen Nutzungen gemäß BauNVO 
sind als abwägungsrelevanter Belang zu berücksichtigen. 
Um kommunale Belange möglichst frühzeitig in die Plan- 
erarbeitung einzubeziehen, wurde der aktuelle Stand von 
Bauleitplänen und Wohnnutzungen (vgl. Kriterien 1.1, 2.1 
und 3.1) im Sinne des Gegenstromprinzips vom kommu-
nalen Planträger abgefragt. Darüber hinaus wurden Fest-
legungen kommunaler Bauleitplanung bezüglich der Nut-
zung der Windenergie geprüft und bei der Planerarbeitung 
berücksichtigt.

	 Realisierte raumbedeutsame Windenergieanlagen (WEA), 
immissionsschutzrechtlich genehmigte WEA sowie ge-
plante WEA, zu denen bereits im Rahmen immissions-
schutzrechtlicher Genehmigungsverfahren Stellung ge-
nommen wurde, werden ebenfalls als ein abwägungs- 
relevanter Belang berücksichtigt (vgl. Erläuterung zu 3.1).

3.4	 Naturparks

	 Gemäß § 27 BNatSchG gehört der Erhalt, die Entwick-
lung oder Wiederherstellung einer durch vielfältige Nut-
zung, Arten- und Biotopvielfalt und für die Erholung und 
besonders geeigneten großräumigen Landschaften zu den 
wesentlichen Schutzzwecken von Naturparks. In Natur-
parks werden ein naturverträglicher Tourismus und eine 
nachhaltige Regionalentwicklung angestrebt.

	 In der Planungsregion befinden sich die Naturparke „Bar-
nim“, „Dahme-Heideseen“, „Märkische Schweiz“ und 
„Schlaubetal“. Diese Großschutzgebiete sind in wesent- 
lichen Teilen ihres Gebietes als Natur- oder Landschafts-
schutzgebiet geschützt. Bereiche der Naturparke, die  
diese Schutzkategorien nicht aufweisen, können nach 
Prüfung durch den Verordnungsgeber für die Ausweisung 
als WEG in Betracht gezogen werden.

3.5	 Geschützte Biotope, Biotopverbund, Landschaftsbe-
standteile, Parks und Flächennaturdenkmale

	 Gemäß §§ 29 - 30 BNatSchG sind bestimmte Teile von 
Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeutung als 
Biotope bzw. Geschützte Landschaftsbestandteile haben, 
gesetzlich geschützt. Um die naturschutzfachliche Bedeu-
tung zu bewerten, sollen die Biotope nicht nur einzeln, 
sondern als Biotopverbund i. S. § 21 BNatSchG betrachtet 
werden.

	 Gemäß § 42 (2) BbgNatSchAG bleibt die nach Art. 6 § 8 
des Umweltrahmengesetzes sowie übergeleitete Durch-
führungsverordnung zum Landeskulturgesetz in Kraft. 
Ihre Regelungen zum Schutz von Parks und Flächen- 
naturdenkmalen gelten damit fort. Zu den Schutzzielen 
von geschützten Parks gehören der Erhalt der Kulturland-
schaft und der Erholungsfunktion. Flächennaturdenkmale 
dienen der Sicherung der Lebensbedingungen für gefähr-
dete oder geschützte Pflanzen- und Tierarten.

	 Im Einzelfall ist durch die Naturschutzbehörden näher zu 
prüfen, inwieweit durch WEA mit einer Zerstörung oder 
einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung zu rechnen 
ist.

	 Aufgrund der Maßstäblichkeit des Regionalplanes wer-
den ausschließlich gesetzlich geschützte Biotope, Land-
schaftsbestandteile, Parks und Flächennaturdenkmale ab 
5 ha Fläche berücksichtigt, die gemäß § 7 (2) ROG auf der 
Ebene der Regionalplanung (Maßstab 1 : 100.000) er-
kennbar und entsprechend ihrer naturschutzfachlichen 
Bedeutung zu erhalten sind.

	 Die Herstellung eines funktionalen Biotopverbunds soll 
zur Schaffung eines ökologisch kohärenten auch länder- 
übergreifenden Netzes der Natura 2000-Gebiete beitra-
gen. Dabei stellt die Verknüpfung der Kernflächen des 
Biotopverbunds über die Verbindungsflächen einen funk-
tionalen Zusammenhang her. Für die Verbindungs- und 
Entwicklungsflächen soll das landesweite Biotopver-
bundkonzept auf der Ebene der Landschaftsrahmenpläne 
konkretisiert werden. So sind im Entwurf des digitalen 
LRP Oder-Spree Schwerpunktbereiche für die Umsetzung 
des Biotopverbundes gemäß § 21 BNatSchG mit Kern-, 
Verbindungs- und Entwicklungsflächen ausgewiesen (z. B. 
Biotopverbund naturnaher Wald), die von der Windener-
gienutzung freizuhalten sind.

	 Zentrale Ziele beim Aufbau des Biotopverbunds gemäß 
§§ 20, 21 BNatSchG sind der Erhalt der biologischen 
Vielfalt, die Sicherung von Mindestarealen, die Minimie-
rung von Störungen und der genetische Austausch der 
schützenswerten Zielarten. Das im Vorentwurf des Sachli-
chen Teilplans des LaPro aus dem Jahr 2016 dargestellte 
Biotopverbundsystem ist daher als ein abwägungsrele-
vanter Belang zu berücksichtigen.

3.6	 Tierökologische Abstandskriterien für die Errichtung 
von Windenergieanlagen in Brandenburg (TAK) ge-
mäß Erlass des MUGV „Beachtung naturschutzfach-
licher Belange bei der Ausweisung von Windeignungs-
gebieten und bei der Genehmigung von Windenergie- 
anlagen“ 

	 Die TAK bilden zur Sicherstellung eines landesweit ein-
heitlichen Bewertungsmaßstabes die fachliche Grundlage 
für Stellungnahmen der oberen und unteren Naturschutz-
behörden in immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren für WEA in Brandenburg und in der Bauleitpla-
nung der Kommunen. Bei Unterschreitung der in den 
TAK definierten Schutzbereiche und -abstände ist im Ein-
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zelfall mit den Naturschutzbehörden näher zu prüfen, in-
wieweit die Verbotstatbestände berührt sind und ob mit 
einer Störung der in den TAK genannten Arten zu rechnen 
ist. Die in den TAK definierten über die Schutzbereiche 
hinausgehenden Restriktionsbereiche finden in der Abwä-
gung Berücksichtigung, indem die Hauptnahrungsflächen 
sowie die Flugwege dorthin regelmäßig einen Belang ge-
gen die Festlegung von WEG darstellen. Von den genann-
ten Restriktionsbereichen wird nach Einzelfallabwägung 
und in enger Abstimmung mit dem Landesamt für Um-
welt abgewichen, wenn dies im Prüfergebnis mit den An-
forderungen des besonderen Artenschutzes vereinbar ist.

	 Die folgenden tierökologischen Belange wurden gemäß 
Erlass des MUGV vom 01.01.2011 bzw. der Anlage 1 
vom 15.10.2012 berücksichtigt:

1.	 Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten bedroh-
ter, besonders störungssensibler Vogelarten;

2.	 Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten bedroh-
ter, störungssensibler Vogelarten;

3.	 Brutkolonien störungssensibler Vogelarten;
4.	 Schwerpunktgebiete bedrohter, störungssensibler Vo-

gelarten (Artenschutzprogramm);
5.	 Großtrappe;
6.	 Rast- und Überwinterungsgebiete störungssensibler 

Zugvögel;
7.	 Gewässer mit Konzentration von regelmäßig > 1.000 

Wasservögeln;
8.	 Gewässer 1. Ordnung mit Zugleitlinienfunktion;
9.	 Gebiete mit besonderer Bedeutung für den Fleder- 

mausschutz.

	 Als weitere Vogelart findet der Rotmilan, der nicht in der 
TAK gelistet ist, in der Abwägung entsprechend der 
Rechtsprechung Berücksichtigung. 

3.7	 Landschaftsräume mit vorhandenem hochwertigen 
Eigencharakter

	 Landschaftsräume, die in ihrer Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit sowie in ihrem Erholungswert zu schützen 
sind, sind bei der Festlegung von WEG in der Abwägung 
zu berücksichtigen. Grundlagen für die Bewertung und 
Abgrenzung von Landschaftsräumen mit vorhandenem 
hochwertigem Eigencharakter anhand objektiver Wert-
maßstäbe sind das Landschaftsprogramm des Landes 
Brandenburg und die Landschaftsrahmenpläne der Land-
kreise und kreisfreien Städte.

	 Das Landschaftsprogramm Brandenburg aus dem Jahr 
2001 benennt gemäß § 10 BNatSchG die landesweiten 
Entwicklungsziele zur nachhaltigen Sicherung der Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushaltes, zum Erhalt und Ent-
wicklung umweltgerechter Nutzungen für ein landeswei-
tes Schutzgebietssystem und zum Aufbau des europäischen 
ökologischen Netzes „Natura 2000“.

	 Die Landschaftsräume der Region wurden entsprechend 
ihrer Bedeutung und landschaftlichen Vielfalt räumlich 
abgegrenzt und die wichtigsten landesweiten Schutz- und 

Entwicklungsziele auf sie übertragen. Als Ziel in Land-
schaftsräumen mit vorhandenem hochwertigem Eigen- 
charakter werden der Schutz und die Pflege des vorhande-
nen hochwertigen Eigencharakters des Landschaftsbildes 
benannt.

	 Dazu werden drei Unterkategorien definiert:

-	 Schutz, Pflege des vorhandenen hochwertigen Eigen-
charakters/bewaldet

-	 Schutz, Pflege des vorhandenen hochwertigen Eigen-
charakters/bewaldet und schwach reliefiertes Platten- 
und Hügelland

-	 Schutz, Pflege des vorhandenen hochwertigen Eigen-
charakters/bewaldet und stark reliefiertes Platten- und 
Hügelland

	 Diese Landschaftsräume sind in ihrem Landschaftsbild 
hoch empfindlich, so dass WEA hier zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung führen können. Sie sind als ein abwä-
gungsrelevanter Belang zu berücksichtigen. Besonderes 
Gewicht beizumessen ist den Landschaftsräumen mit 
hochwertigem Eigencharakter bei einer Überlagerung mit 
Unzerschnittenen störungsarmen Räumen (USR) gemäß 
Kriterium Nummer 3.8 oder mit regional bedeutsamen 
markanten landschaftsprägenden Hangkanten und Kup-
pen gemäß dem Gutachten „Raumordnerische Grundla-
gen für die Ausweisung von Eignungsgebieten für Wind-
kraftnutzung“ (BPI-Consult GmbH, 2002 im Auftrag der 
GL).

	 Landschaftsrahmenpläne werden gemäß § 10 BNatSchG 
i. V. m. § 4 BbgNatSchAG als Fachpläne auf der Grundlage 
des Landschaftsprogramms zur Darstellung der überörtli-
chen Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege aufgestellt. Die raumbedeutsamen 
Erfordernisse und Maßnahmen der Landschaftsrahmenplä-
ne in Bezug auf Landschaftsräume mit vorhandenem hoch-
wertigem Eigencharakter sind ebenfalls als ein abwägungs-
relevanter Belang zu berücksichtigen. Je nach Inhalten der 
Planung können sie die Windenergienutzung begünstigen 
oder ihr entgegenstehen. So sind im Entwurf digitaler LRP 
Oder-Spree hochwertige Landschaftsräume dargestellt, die 
von der Windenergienutzung freizuhalten sind. Der Land-
schaftsplan der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) über-
nimmt gemäß § 4 Abs. 4 BbgNatSchAG die Funktion eines 
Landschaftsrahmenplanes. 

3.8	 Unzerschnittene Störungsarme Räume (USR)

	 Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschafts-
räume sind als Voraussetzung für die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes, die Nutzung der Naturgüter und für 
die Erholung in Natur und Landschaft insgesamt und auch 
im Einzelnen in für ihre Funktionsfähigkeit genügender 
Größe zu erhalten und weiterer Zerschneidung zu bewah-
ren (§ 1 Abs. 5 BNatSchG). Durch den zunehmenden Nut-
zungsdruck auf Boden und Landschaft durch verschiede-
ne Raumnutzungen (Energie, Infrastruktur, Wohnen, Ge- 
werbe) stellen Unzerschnittene Störungsarme Räume eine 
zu schützende endliche Ressource dar.
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Im Rahmen der Ermittlung der USR als Beitrag zur nach-
haltigen Raumentwicklung erfolgte eine räumliche Ab-
grenzung der unzerschnittenen störungsarmen Räume in 
der Planungsregion Oderland-Spree durch das Umwelt- 
ingenieurbüro Froelich & Sporbeck. Wichtig war hierbei 
ein höherer Detaillierungsgrad als bei den vom Bundes-
amt für Naturschutz ermittelten unzerschnittenen ver-
kehrsarmen Räumen (Mindestgröße 100 km²). Windparks 
einschließlich ihrer zur Erschließung notwendigen Wege-
systeme können zur Zerschneidung von Lebensräumen, 
zur Verlärmung sowie zur Vertreibung störungssensibler 
Tierarten mit großen Arealansprüchen beitragen. Zur vor-
beugenden Sicherung einer nachhaltigen Raumentwick-
lung ist der Empfindlichkeitsgrad von USR gegenüber der 
Errichtung von WEA zu berücksichtigen. Im Zuge der 
Prüfung kumulativer Umweltauswirkungen werden USR 
in Wechselwirkung mit dem Kriterium 3.7 Landschafts-
räume mit vorhandenem hochwertigem Eigencharakter 
betrachtet und in der Abwägung berücksichtigt.

3.9	 Waldfunktionen mit Rechtsverordnung oder mit 
forstamtlicher Grundlage

	 Der Wald gehört zu den wertvollen natürlichen Gütern, 
die es nachhaltig zu schützen, zu pflegen und zu bewirt-
schaften gilt. Mit einem Anteil von ca. 36 % an der Re- 
gionsfläche ist der Wald gemäß § 1 Landeswaldgesetz von 
besonderer Bedeutung für die Allgemeinheit. Waldfunk- 
tionen stellen die Wirkungen des Waldes dar, die der All-
gemeinheit als natürliche Lebensgrundlage dienen. Für 
eine nachhaltige Bewirtschaftung des Waldes sind die 
Waldfunktionen, insbesondere die Schutz- und Erho-
lungsfunktionen des Waldes gemäß § 6 Landeswaldgesetz 
zu berücksichtigen. Gemäß Erlass des MIL zur Erfassung 
und Darstellung der Waldfunktionen im Land Branden-
burg vom 10.09.2012 ist dabei zu unterscheiden zwischen 
Waldfunktionen, die durch die Forstbehörde festzustellen 
sind und denen, die auf Grund anderer Rechtsvorschriften 
und Verordnungen bestehen und nachrichtlich zu über-
nehmen sind (wie Waldflächen, die in NSG, LSG oder 
Wassergewinnungsgebieten geschützt sind). Die durch die 
untere Forstbehörde ortskonkret ermittelten Waldfunktio-
nen, insbesondere Schutz- und Erholungsfunktionen, sind 
im Rahmen einer Abwägungsentscheidung in der Einzel-
fallbetrachtung durch den Planträger auf ihre Eignung für 
die Windenergienutzung hin zu prüfen. Grundlage für die 
forstwirtschaftlichen Belange war die Waldfunktionskar-
tierung 2011, deren Aktualisierung mit Stand 13.04.2018 
berücksichtigt wurde. Aus der Aktualisierung ergaben 
sich keine Erkenntnisse, die die grundsätzliche Eignung 
oder Abgrenzung der vorgesehenen Eignungsgebiete ver-
ändert hätten.

	 Laub- und Mischwälder mit besonderer Bedeutung für die 
Erholung oder mit hoher ökologischer Bedeutung (vgl. 
TAK-Erlass, Anlage 1 Pkt. 9) sollen von der Windenergie-
nutzung frei gehalten werden. Nach Überprüfung der 
Waldfunktionen, dem im Landschaftsrahmenplan LOS 
ausgewiesenen Biotopverbund naturnaher Wald und der 
schützenswerten Laub- und Mischwälder erfolgten ab-
schließend Vor-Ort-Begehungen. Darüber hinaus wurde 

„Staatlich anerkannten Kur- und Erholungsorten“ (siehe 
Kriterium 2.2) gemäß Brandenburgischem Kurortegesetz 
(BbgKOG) ein besonderes Gewicht beigemessen und de-
ren Erholungsräume, die in der Regel überwiegend be-
waldet sind, eingehend untersucht. Im Ergebnis der forst- 
und naturschutzfachlichen Prüfung der Waldfunktionen 
wurden als ein abwägungsrelevanter Belang ausschließ-
lich Waldflächen ausgewiesen, die für die Windenergie-
nutzung geeignet sind.

	 Aufgrund der Maßstäblichkeit des Regionalplanes wer-
den zusammenhängende Waldflächen mit hochwertigen 
Waldfunktionen ab 5 ha als ein abwägungsrelevanter Be-
lang berücksichtigt, die gemäß § 7 (2) ROG auf der Ebene 
der Regionalplanung (Maßstab 1 : 100.000) erkennbar 
und die für die Sicherung der natürlichen Lebensgrundla-
gen und die Erholung der Bevölkerung von hoher Bedeu-
tung sind. 

3.10	 Trinkwasserschutzzonen III, III A und III B

	 Gemäß §§ 51, 52 WHG i. V. mit § 15 BbgWG gelten in 
den festgesetzten Trinkwasserschutzzonen III, III A und 
III B Schutzbestimmungen für die Errichtung und Erwei-
terung von baulichen Anlagen. Im Fall, dass durch eine 
Wasserschutzgebietsverordnung (WSG-VO) ein für die 
Zonen III, III A und III B ein dem Bau von WEA entge-
genstehendes Verbot angeordnet wurde (z. B. Bauverbot, 
Waldumwandlungsverbot), ist im Hinblick auf die Mög-
lichkeit einer späteren Befreiung von dem Verbot der 
WSG-VO die Vereinbarkeit mit der Windenergienutzung 
mit dem Schutzzweck des WSG unter Beteiligung der un-
teren Wasserbehörden zu prüfen (Einzelfallprüfung). Falls 
es noch kein ausdrückliches Verbot gibt - weil es sich 
noch um ein DDR-WSG oder um ein WSG im Entwurfs-
stadium handelt - jedoch das WEG sich im Einzugsgebiet 
oder Nahbereich eines Trinkwasserbrunnens befindet, gilt 
die Prüfpflicht. Zur Sicherung der Trinkwasserschutz- 
belange sind hydrologische Einzugsgebiete gemäß § 52 
Abs. 3 WHG bei einer Überlagerung mit zusammenhän-
genden Waldflächen als ein abwägungsrelevanter Belang 
ebenso zu berücksichtigen.

3.11	 Hochwassergefährdete Flächen/Risikobereich Hoch-
wasser

	 In dem in der Festlegungskarte 1 des LEP B-B (G 5.3) 
dargestellten Risikobereich Hochwasser ist den Belangen 
des vorbeugenden Hochwasserschutzes und der Schadens-
minimierung besonderes Gewicht beizumessen. Diese 
Flächen sind als ein der Windenergienutzung entgegen-
stehender, abwägungsrelevanter Belang zu berücksichti-
gen.

	 Die Ermittlung von Hochwasserüberflutungsflächen ist 
im Land Brandenburg abgeschlossen. Die gemäß § 74 
WHG in den Gefahren- und Risikokarten dargestellten 
Hochwasserrisikogebiete nach § 73 WHG entsprechen 
den zu berücksichtigenden überschwemmungsgefährde-
ten Gebieten bei Extremereignissen (Hochwasserereignis 
mit einem Wiederkehrintervall von 200 Jahren ohne Be-
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rücksichtigung von Hochwasserschutzanlagen = HQ Ex- 
trem). Die Gebietskulisse HQ Extrem entspricht dem im 
LEP B-B (Maßstab 1 : 250.000) dargestellten Risikobe-
reich Hochwasser. Im Zuge der Prüfung kumulativer Um-
weltauswirkungen werden hochwassergefährdete Flächen/ 
Risikobereich Hochwasser in Wechselwirkung mit ande-
ren umweltbedeutsamen Planungen betrachtet und als ein 
abwägungsrelevanter Belang berücksichtigt.

3.12	 Regional konkretisierte Belange der Agrarwirtschaft 
und Kulturlandschaftspflege

	 Kulturlandschaften, die aufgrund ihrer naturräumlichen 
und kulturhistorischen Bedeutung und Eigenart zur regio-
nalen Identität beitragen, geben der Region ihre kultur-
landschaftliche Prägung. Kulturlandschaftsprägende Nut-
zungen, wie der Obstanbau in Markendorf und Wesendahl, 
sollen daher vor der Überformung des Landschaftsbildes 
durch WEA geschützt werden. Als Voraussetzung der 
wirtschaftlichen Entwicklung sollen land- und forstwirt-
schaftliche Nutzungen, die mit der Windenergienutzung 
unverträglich sind und standortgebunden erfolgen (z. B. 
komplexe Beregnungssysteme), geschützt werden. Dabei 
sind die standörtlichen Besonderheiten zu berücksichti-
gen (z. B. Bodenwertzahlen). Aufgrund der Maßstäblich-
keit des Regionalplanes werden regional konkretisierte 
Belange der Agrarwirtschaft und Kulturlandschaftspflege 
ab 5 ha Fläche berücksichtigt, die gemäß § 7 (2) ROG auf 
der Ebene der Regionalplanung erkennbar und von Be-
deutung sind.

3.13	 Rohstoffpotenzialflächen mit Bewilligung und Baube-
schränkungen durch Altbergbau

	 Die Bewilligung gemäß § 8 BBergG und Bergwerks- 
eigentum gemäß § 9 BBergG gewährt das ausschließliche 
Recht, die bezeichneten Bodenschätze aufzusuchen und 
zu gewinnen sowie das Eigentum daran zu erwerben. Da-
mit sind diese Bergbauberechtigungen als ein der Wind-
energienutzung entgegenstehender, abwägungsrelevanter 
Belang zu berücksichtigen. Ob die Windenergienutzung 
zu einer Beeinträchtigung des Aufsuchungs- und Gewin-
nungsrechtes führen kann, ist mit dem LBGR abzustim-
men (Einzelfallprüfung). Die Altbergbaugebiete ohne 
Rechtsnachfolger stellen ein erhebliches Gefahrenpoten-
zial dar. Bei Planungen in Bereichen, in denen sich stillge-
legte bergbauliche Anlagen befinden, die nicht mehr der 
Bergaufsicht unterliegen (Altbergbau ohne Rechtsnach-
folger), muss im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 
eine Gefährdungsanalyse erstellt werden, nach der eine 
objektkonkrete Standortwahl von WEA erfolgt (Einzel-
fallprüfung). In den WEG 23 Müncheberg, WEG 24 Pröt-
zel - Herzhorn und WEG 28 Wulkow - Booßen sind auf 
der Grundlage einer Gefährdungsanalyse eventuell Siche-
rungsmaßnahmen gegen Bergschäden notwendig.

	 Das LBGR ist bei einer Inanspruchnahme von Altberg-
bauflächen frühzeitig einzubeziehen. Im WEG 13 Heckel-
berg ist im Umfeld der Soletransportleitung zum Erdgas-
kavernenspeicher Rüdersdorf eine Einzelabstimmung mit 
dem Betreiber durchzuführen.

3.14	 Militärisches Nachttiefflugsystem, militärische Radar- 
interessensgebiete, Interessensgebiete von Verteidi-
gungsradaranlagen und militärischen Funkstellen und 
Schutzbereiche von Verteidigungsanlagen

	 Für die unterhalb bzw. innerhalb eines Streckenabschnit-
tes des militärischen Nachttiefflugsystems (NLFS-DEU) 
befindlichen WEG ist generell eine luftrechtliche Bauhö-
henbeschränkung der zuständigen zivilen Luftfahrtbehör-
de erforderlich. Über eine mögliche Störung der militäri-
schen Belange wird in Abhängigkeit vom WEA-Standort 
und dessen Bauhöhe im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens individuell entschieden. Bei WEA mit einer Bau-
höhe von 100 m über Grund ist generell (zusätzlich) eine 
luftrechtliche (flugbetriebliche) Zustimmung der zustän-
digen zivilen Luftfahrtbehörde erforderlich.

	 Die bestehenden WEG 13 Heckelberg, WEG 22 Wrieze-
ner Höhe, WEG 23 Müncheberg, WEG 24 Prötzel - Herz-
horn, WEG 27 Wölsickendorf - Wollenberg und geplan-
ten WEG 53 BAB 12 Kersdorf, WEG 59 Alt Golm - Ku-
nersdorf und WEG 60 Heinersdorf-Ost befinden sich 
unterhalb bzw. innerhalb eines Streckenabschnitts des 
militärischen Nachttiefflugsystems. Hier gilt eine Bauhö-
henbeschränkung von 213,00 m über Grund.

	 Nach überschlägiger Betrachtung der Geländehöhen und/
oder bereits errichteter WEA ist davon auszugehen, dass 
durch eine an die Erfordernisse des NLFS-DEU ange-
passte Planung die Errichtung moderner WEA hier mög-
lich ist.

	 In militärischen Radarinteressensgebieten bzw. erweiter-
ten Interessensgebieten können WEA die Funktionsfähig-
keit dieser Art von Verteidigungsanlagen (Radaranlagen) 
stören. Die Störeinflüsse von militärischen Radarsyste-
men durch WEA sind abhängig von deren Anzahl und 
räumlichen Anordnung. Die Festlegung, in welchen Be-
reichen WEA nicht oder nur unter Auflagen errichtet wer-
den dürfen, wird im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens in Abstimmung mit der militärischen Schutzbe- 
reichsbehörde individuell entschieden. 

	 Eine abschließende Entscheidung über die Errichtung von 
WEA kann erst im immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahren erfolgen, bei dem regelmäßig die Zu-
stimmung des BAIUDBw gemäß §§ 12 Abs. 2, 14 LuftVG 
erforderlich ist. Der Schutz der militärischen Flugsiche-
rungseinrichtungen erfolgt gemäß § 18a LuftVG. In Ber-
lin-Tempelhof befindet sich eine Radaranlage der Luft-
verteidigung, deren erweitertes Interessensgebiet 50  km 
beträgt. Durch entsprechende Standort- und Bauhöhen-
festlegungen von WEA im Rahmen des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens können Ra-
darbeeinträchtigungen der in die Radarsicht hineinra- 
genden Windeignungsgebiete gemindert werden. Kolli- 
sionen mit militärischen Interessen (Störeinflüsse auf mi-
litärische Radarsysteme) sind bei der Errichtung und dem 
Betrieb von WEA in folgenden Gebieten ab der genannten 
Höhe möglich: WEG 01 Altlandsberg (154,90  m über 
NN), WEG 05 Beiersdorf - Freudenberg (179,50 m über 
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NN), WEG 13 Heckelberg (231,60 m über NN), WEG 22 
Wriezener Höhe (263,40 m über NN), WEG 24 Prötzel - 
Herzhorn (231,60 m über NN), WEG 26 Werder - Zinn-
dorf (201,90 m über NN), WEG 27 Wölsickendorf - Wol-
lenberg (263,40  m über NN), WEG 33 BAB Dreieck 
Spreeau (154,90 m über NN), WEG 35 Beerfelde - Buch-
holz (231,60 m über NN), WEG 51 Müncheberg-Mittel-
heide (231,60  m über NN) und WEG 52 Hangelsberg 
(201,90 m über NN). Ob eine Störung vorliegt, muss an-
hand einer Einzelfallbetrachtung unter Berücksichtigung 
aller lokalen Bedingungen durch die Bundeswehr geprüft 
werden. Nach überschlägiger Betrachtung der Gelände-
höhen und/oder bereits errichteter WEA ist davon auszu-
gehen, dass durch eine an die Erfordernisse des BAIUDBw 
angepasste Planung die Errichtung moderner WEA hier 
möglich ist.

	 Folgende Windeignungsgebiete befinden sich im Interes-
sengebiet von militärischen Funkstellen: WEG 01 Alt-
landsberg, WEG 04 Beeskow „Am Hufenfeld“, WEG 05 
Beiersdorf - Freudenberg, WEG 26 Werder - Zinndorf, 
WEG 29 Günthersdorf, WEG 33 BAB Dreieck Spreeau, 
WEG 50 Schneeberg, WEG 52 Hangelsberg und WEG 61 
Grunow - Mixdorf. Ob und inwiefern eine Beeinträchti-
gung der militärischen Interessen tatsächlich vorliegt, 
kann erst im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen 
Verfahrens durch das BAIUDBw beurteilt werden.

 
	 Die nach dem Schutzbereichsgesetz festgesetzten Schutz-

bereiche für die Verteidigungsanlagen Limsdorf und 
Schneeberg werden nicht berührt.

3.15	 Bauschutz- und Hindernisbegrenzungsbereiche von 
Flugplätzen

	 Die Belange der zivilen Luftfahrt werden durch WEA 
grundsätzlich berührt, da sie bei einer Bauhöhe von 
100  m über Grund Luftfahrthindernisse darstellen. Ge-
mäß § 14 Abs. 1 LuftVG ist eine luftrechtliche Zustim-
mung der zuständigen Luftfahrtbehörde erforderlich. In-
nerhalb des Baugenehmigungs- oder immissionsschutz- 
rechtlichen Genehmigungsverfahrens bedarf jede WEA 
gemäß §§ 12 Abs. 2, 14 LuftVG der Zustimmung durch 
die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Bran-
denburg (LUBB).

	 Innerhalb von Bauschutzbereichen (§ 12 und § 17 LuftVG), 
Anlagenschutzbereichen (§ 18a LuftVG DVOR und VOR-
Navigationsanlagen) und Hindernisbegrenzungsbereichen 
(§ 18b LuftVG) sichern Bauhöhenbeschränkungen den 
Flugbetrieb. 

	 Durch die Errichtung von WEA in räumlicher Nähe zu 
Flugplätzen darf deren Funktion nicht beeinträchtigt wer-
den. Bei Flugplätzen im Sichtflugbetrieb ist die Sicherung 
und Fliegbarkeit festgelegter und geplanter Platzrunden 
durch Hindernisse nicht zu gefährden. Gemäß § 21 
LuftVG i. V. mit Nachrichten für Luftfahrer (NfL) I 92/13 
„Gemeinsame Grundsätze des Bundes und der Länder für 
die Anlage und den Betrieb von Flugplätzen für Flugzeu-
ge im Sichtflugbetrieb“ sollten die Bereiche innerhalb von 

Platzrunden von WEA freigehalten werden. In anderen 
Bereichen sollten Hindernisse einen Mindestabstand von 
400 m zum Gegenanflug von Platzrunden und einen Min-
destabstand von 850  m zu den anderen Teilen von 
Platzrunden haben. 

	 Für die Hubschrauber-Sonderlandeplätze ist derzeit kein 
Bauschutzbereich festgelegt. Hier sind die Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften zu der jeweiligen Genehmigung 
der Anlage und des Betriebs vom 19.12.2005 zu beachten. 
Ob und inwieweit die Nutzung von Modellfluggeländen 
beeinträchtigt bzw. ausgeschlossen werden kann, kann 
erst im konkreten Genehmigungsverfahren für die WEA 
beurteilt werden.

	 Durch die Errichtung von WEA innerhalb des Anlagen-
schutzbereiches von Flugsicherungseinrichtungen darf 
deren Funktion nicht beeinträchtigt werden. Im Rahmen 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens erfolgt gemäß Urteil BVerwG vom 07.04.2016 eine 
abschließende Entscheidung des BAF, ob eine Störung 
im Sinne § 18a LuftVG vorliegt. Die gutachterliche Stel-
lungnahme der DFS erfolgt auf der Grundlage exakter 
Angaben zum Standort, Höhe und Bauausführung der 
WEA. Gemäß §§ 12 Abs. 2, 14 LuftVG ist die Zustim-
mung zur Errichtung von WEA durch das LUBB erfor-
derlich. 

	 Im Anlagenschutzbereich bis 10 km Umkreis der Radar-
anlage Berlin-Schönefeld PSR erfolgt grundsätzlich eine 
Ablehnung. Im erweiterten Anlagenschutzbereich zwi-
schen 10 km und 15 km wären erhebliche Einschränkun-
gen für WEA zu erwarten. Nur das WEG 33 BAB Dreieck 
Spreeau grenzt an den äußeren Anlagenschutzbereich. 
Hier ist von keiner Höhenbeschränkung auszugehen (Er-
richtung 10 WEA westlich BAB 10), eine grundsätzliche 
Eignung für die Windenergienutzung ist gegeben.

	 Im Anlagenschutzbereich bis 3  km Umkreis der VOR 
FWE (Fürstenwalde) und der VOR SUI (Słubice) ist mit 
einer Ablehnung von WEA durch die DFS bzw. das BAF 
auf Grundlage der polnischen Flugsicherung zu rechnen. 
Im erweiterten Anlagenschutzbereich zwischen 3 und 
15 km zu den VOR-Standorten werden die Belange der 
Flugsicherung bei WEA ab einer Höhe von 113,96 m über 
NN berührt. Je nach Verortung, Dimensionierung und Ge-
staltung von Bauvorhaben besteht die Möglichkeit der 
Störung der Flugsicherungseinrichtung. Das Störpoten- 
zial einer WEA nimmt dabei grundsätzlich mit der Entfer-
nung ab. Nach Angaben der DFS wurden 80  % der im 
Rahmen von immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren geprüften WEA positiv beurteilt (Bundesdurch-
schnitt). Auch im Ergebnis der Überprüfung aktueller im-
missionsschutzrechtlicher Verfahren (WEG 17, WEG 19, 
WEG 26, Sachlicher Teilregionalplan Windenergienut-
zung 2004) sowie nach überschlägiger Betrachtung der 
Geländehöhen und bereits errichteter WEA ist davon aus-
zugehen, dass durch eine an die Erfordernisse der DFS 
angepasste Planung die Errichtung moderner WEA in  
den erweiterten Anlagenschutzbereichen VOR FWE und 
VOR SUI grundsätzlich möglich ist. 
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	 Die WEG 23 Müncheberg, WEG 26 Werder - Zinndorf, 
WEG 35 Beerfelde - Buchholz, WEG 51 Müncheberg-
Mittelheide, WEG 52 Hangelsberg, WEG 53 BAB 12 
Kersdorf, WEG 54 BAB 12 AS Fürstenwalde-Ost, WEG 55 
Madlitz, WEG 59 Alt Golm - Kunersdorf und WEG 60 
Heinersdorf-Ost befinden sich ganz oder teilweise im er-
weiterten Anlagenschutzbereich des VOR FWE. 

	 Die WEG 10 Carzig, WEG 17 Jacobsdorf - Sieversdorf, 
WEG 19 Lebus - Mallnow - Podelzig und WEG 28 Wul-
kow - Booßen befinden sich ganz oder teilweise im erwei-
terten Anlagenschutzbereich des VOR SUI. 

3.16	 Bodendenkmale

	 Gemäß §§ 1 - 2 BbgDSchG sind Bodendenkmale als Quel-
len und Zeugnisse menschlicher Geschichte und prägende 
Bestandteile der Kulturlandschaft des Landes Branden-
burg gesetzlich geschützt. Alle Veränderungen und Maß-
nahmen an Bodendenkmalen sind nach Maßgabe der 
Denkmalschutzbehörde zu dokumentieren. Daraus ergibt 
sich, dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens für 
die Errichtung von WEA im Einzelfall die Betroffenheit 
in Abstimmung mit der Denkmalschutzbehörde individu-
ell zu beurteilen ist (Einzelfallabwägung).

	 Aufgrund der Maßstäblichkeit des Regionalplanes wer-
den im Sinne des Erhaltungsgebots gemäß § 7 Abs. 1 
BbgDSchG kulturgeschichtlich bedeutende Bodendenk-
male ab 5 ha Fläche berücksichtigt, die gemäß § 7 Abs. 2 
ROG auf der Ebene der Regionalplanung erkennbar und 
von Bedeutung sind.

3.17	 Umgebungsschutz für Denkmale

	 Die Umgebung von Denkmalen unterliegt gemäß § 2 
Abs.  3 BbgDSchG dem Umgebungsschutz. Die Durch-
führung von Maßnahmen in der Umgebung von Denkma-
len bedarf einer Genehmigung der zuständigen Denkmal-
schutzbehörde. Daraus ergibt sich, dass für jedes Denk- 
mal, welches von der Ausweisung eines WEG berührt 
sein könnte, die Betroffenheit in Abstimmung mit der 
Denkmalschutzbehörde individuell zu beurteilen ist (kon-
krete Einzelfallprüfung).

3.18	 Vorsorgestandorte für großflächige gewerblich-indus-
trielle Vorhaben

	 Die in der Festlegungskarte 1 des LEP B-B gekennzeich-
neten Vorsorgestandorte für großflächige gewerblich-in-
dustrielle Vorhaben sollen gemäß G 4.6 LEP B-B zur wei-
teren gewerblich und industriellen Entwicklung freige- 
halten werden. Diese Flächen sind als ein der Windener-
gienutzung entgegenstehender, abwägungsrelevanter Be-
lang zu berücksichtigen.

3.19	 Vorsorgende Sicherung von Infrastrukturkorridoren 
und Vorhaben der Telekommunikation

	 Raumbedeutsame Infrastrukturprojekte, für die in rechts-
verbindlichen Bedarfsplänen des Bundes oder Landes ein 

vordringlicher oder weiterer Bedarf mit Planungsrecht für 
Aus- und Neubaumaßnahmen festgestellt wurde, sollen 
gegenüber konkurrierenden Nutzungen und Funktionen 
gesichert werden. Die Anbauverbote an Autobahnen, 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen sind gemäß § 9 Abs. 1 
BFStrG und § 24 Abs. 1 BbgStrG einzuhalten. Für ent-
sprechende Straßenaus- und -neubauvorhaben des Bun-
desverkehrswegeplans wird gemäß § 9 Abs. 2 BFStrG 
vorsorglich eine Fläche von 100 m beidseitig zur festge-
legten Trasse freigehalten. Innerhalb des vorgesehenen 
Trassenkorridors sollen gemäß § 8 (5) Nr. 3 ROG Räume 
für die Entwicklung künftiger linienförmiger Infrastruk-
tur freigehalten werden. Die Infrastrukturkorridore wur-
den durch den Planungsträger als ein der Windenergienut-
zung entgegenstehender, abwägungsrelevanter Belang 
berücksichtigt. Die Anbindung von WEA an das öffentli-
che Straßennetz hat grundsätzlich nicht über Bundes-, 
Landes- oder Kreisstraßen zu erfolgen. 

	 Innerhalb der Eignungsgebiete können sich Straßen, Bahn-
strecken, Freileitungen, Ferngasleitungen und andere 
raumbedeutsame Infrastrukturen befinden. Bei der Pla-
nung von WEA müssen ggf. Abstände zur Errichtung und 
zum Betrieb der Anlagen eingehalten werden. Die erfor-
derlichen Mindestabstände, die i. d. R. für die Maßstabs- 
ebene der Regionalplanung nicht relevant sind, sind von 
der konkreten Anlagenplanung abhängig und auf Ebene 
der Regionalplanung nicht ermittelbar. Die Nutzbarkeit 
der Eignungsgebiete wird durch linienförmige Infrastruk-
turen nur geringfügig eingeschränkt.

	 Abstände zu Freileitungen müssen nach DIN EN 50341-
2-4:2016 eingehalten werden. Angrenzend an das WEG 30 
und im WEG 61 ist Eisenbahninfrastruktur betroffen. Hier 
sind alle Planungen und Maßnahmen zur Errichtung und 
zum Betrieb von WEA auf die Belange des Eisenbahnver-
kehrs abzustimmen. Bei der Planung und Genehmigung 
von WEA sind die gesetzlichen Belange des Bundeswas-
serstraßengesetzes (WaStrG) zu berücksichtigen. Die ört-
lich zuständigen Behörden der Bundeswasserstraßenver-
waltung sind bei Planungs- und Genehmigungsverfahren 
als Träger öffentlicher Belange einzubinden.

	 Zu Vorhaben der Telekommunikation:

	 Durch Vorhaben der Windenergienutzung kann der Be-
trieb von Richtfunkstrecken, von Rundfunk und das Sen-
dernetz für die Flugzeugversorgung gestört werden. Der 
störungsfreie Funkbetrieb ist nur dann gewährleistet, 
wenn bauliche Hindernisse die Ausbreitung der elektro-
magnetischen Schwingungen nicht unzulässig beeinträch-
tigen. Ob Störungen oder Beeinträchtigungen für die 
Richtfunkstrecken und den Rundfunk zu erwarten sind, 
kann nur im Rahmen des anlagenbezogenen Genehmi-
gungsverfahrens beurteilt werden. Durch einen Schutzbe-
reich wird die Nutzbarkeit der WEG nicht eingeschränkt, 
da i. d. R. die Belange der Träger der Telekommunikation 
und der Rundfunkbetreiber im Rahmen der konkreten 
Standortwahl berücksichtigt werden. Betroffen von Richt-
funkstrecken sind die bestehenden WEG 01 Altlandsberg, 
WEG 13 Heckelberg, WEG 22 Wriezener Höhe, WEG 28 
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Wulkow - Booßen und geplanten WEG 33 BAB Dreieck 
Spreeau, WEG 37 Biegen-Ost, WEG 38 Diehlo - Fünf- 
eichen, WEG 51 Müncheberg-Mittelheide, WEG 52 Han-
gelsberg, WEG 53 BAB 12 Kersdorf, WEG 55 Madlitz 
und WEG 60 Heinersdorf-Ost. Potenzielle Sendemasten 
zur Flugzeugversorgung stehen in der Nähe des bestehen-
den WEG 05 Beiersdorf - Freudenberg und WEG 28 Wul-
kow - Booßen und der geplanten WEG 33 BAB Dreieck 
Spreeau und WEG 38 Diehlo - Fünfeichen.

3.20	 Belange des Deutschen Wetterdienstes

	 Der Deutsche Wetterdienst (DWD) betreibt zur Erfüllung 
seines gesetzlichen Auftrages ein umfangreiches Mess-
netz zur Erfassung verschiedener meteorologischen Grö-
ßen. In Anlehnung an die internationalen Richtlinien der 
WMO sind der nähere Umkreis von 5 km um das Wetter-
radar Prötzel und 7 km um das Windprofiler-Radar Lin-
denberg frei von WEA zu halten. In diesen Schutzzonen 
ist laut DWD von einer signifikanten Verschlechterung 
der Qualität der Radar-Windprofiler-/Wetterradarmessun-
gen auszugehen. Diese Schutzzonen um das Wetterradar 
Prötzel und das Windprofiler-Radar Lindenberg werden 
daher von der Windenergienutzung freigehalten. 

	 In einem Radius von jeweils 15 km gelten für WEA Hö-
henbeschränkungen, damit die Radarmessungen weitge-
hend unbeeinflusst bleiben. Der Störeinfluss nimmt i. d. R. 
mit zunehmender Entfernung ab. Daher ist der DWD bei 
Planungs- und Genehmigungsverfahren als Träger öffent-
licher Belange einzubinden.

	 Ob ein öffentlicher Belang nach § 35 Abs. 3 BauGB ei-
nem privilegierten Vorhaben wie der Windenergie entge-
gensteht, ist im Rahmen einer nachvollziehenden Abwä-
gung zu ermitteln. Ob und inwieweit eine Störung der 
Funktionsfähigkeit von Wetterradaranlagen vorliegt, kann 
gemäß Urteil des BVerwG vom 22.09.2016 abschließend 
erst im konkreten Genehmigungsverfahren für die Errich-
tung von WEA beurteilt werden.

	 In einem Abstand von 5 bis 15 km um das Wetterradarsys-
tem Prötzel geht der DWD generell ab einer Bauhöhe von 
190  m bis 206 m über NN von einer Störwirkung aus. 
Allein aus Entfernung und Bauhöhe einer WEA lässt sich 
eine der Genehmigung entgegenstehende Störung im Sin-
ne des § 35 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 8 BauGB jedoch nicht pau-
schal ableiten. Davon gehen auch internationale Richtlini-
en der WMO aus, die diesen Bereich als „Moderate 
Impact Zone“ bezeichnen, in der gerade nicht von einer 
generellen Störung ab einer bestimmten Bauhöhe auszu-
gehen ist. Diese Angaben sind als Indiz dafür zu verste-
hen, dass in diesen Fällen eine vertiefte Prüfung notwen-
dig sein wird. Ob und inwieweit eine WEA die Funk- 
tionsfähigkeit von Wetterradaranlagen tatsächlich stören 
wird und ob diese Störung darüber hinaus das Gewicht 
eines entgegenstehenden Belangs haben wird, kann nur 
im Einzelfall geprüft werden. Im Ergebnis der Überprüfung 
aktueller immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsver-
fahren in einem 15-km-Radius um den Wetterradarstand-
ort Prötzel (WEG 01, WEG 22 und WEG 24) ist fest- 

zustellen, dass durch eine an die Erfordernisse des DWD 
angepasste Planung die Errichtung von WEA hier mög-
lich ist. Folgende WEG befinden sich innerhalb des 5-km-
bis 15-km-Radius des Wetterradars Prötzel: WEG 01 Alt-
landsberg, WEG 05 Beiersdorf - Freudenberg, WEG 13 
Heckelberg, WEG 22 Wriezener Höhe, WEG 24 Prötzel - 
Herzhorn und WEG 27 Wölsickendorf - Wollenberg.

	 Bei dem Windprofiler Lindenberg ist aufgrund der Viel-
zahl der Einflussfaktoren und der physikalischen Komple-
xität des Systems eine Abschätzung des zu erwartenden 
Maßes der Störungen nur möglich, wenn konkret Standort 
und Bautyp der beantragten WEA bekannt sind. Eine kon-
krete Bauhöhenbeschränkung besteht insofern nicht.

	 Folgende WEG befinden sich innerhalb des 5-km- bis 
15-km-Radius des Windprofilers Lindenberg: WEG 04 
Beeskow „Am Hufenfeld“, WEG 50 Schneeberg, 
WEG 53 BAB 12 Kersdorf, WEG 54 BAB 12 AS Fürs-
tenwalde-Ost, WEG 56 Neubrück - Biegenbrück, WEG 59 
Alt Golm - Kunersdorf und WEG 62 Görzig-Ost. Im Er-
gebnis der Überprüfung realisierter WEA (WEG 04) ist 
festzustellen, dass durch eine an die Erfordernisse des 
DWD angepasste Planung die Errichtung von modernen 
WEA hier möglich ist.

	 Nach überschlägiger Betrachtung der Geländehöhen und 
anhand bereits errichteter WEA innerhalb des 15-km-Ra-
dius der Wetterradarsysteme ist festzustellen, dass die 
ausgewiesenen WEG im Einflussbereich des Wetterradars 
Prötzel und des Windprofilers Lindenberg grundsätzlich 
geeignet sind (vgl. „Informationen zur Errichtung von 
WEA im Nahbereich der Messsysteme des Deutschen 
Wetterdienstes“). 

3.21	 Freiraumverbund aus dem 2. Entwurf LEP HR

	 Das öffentliche Beteiligungsverfahren zum 2. Entwurf des 
Landesentwicklungsplans Hauptstadtregion Berlin-Bran-
denburg (LEP HR) erfolgte im Zeitraum vom 05.02.2018 
bis 07.05.2018. Damit hat die Freiraumverbundkulisse im 
2. Entwurf LEP HR den Status eines in Aufstellung be-
findlichen Ziels der Raumordnung. Der Freiraumverbund 
aus dem 2. Entwurf LEP HR ist gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 
ROG als sonstiges Erfordernis der Raumordnung bei 
raumbedeutsamen Planungen öffentlicher Stellen nach § 4 
Abs. 1 Nr. 1 ROG in der Abwägung zu berücksichtigen.

	 Der Freiraumverbund umfasst hochwertige Freiräume mit 
besonders bedeutsamen Funktionen, die gesichert und in 
ihrer Funktionsfähigkeit entwickelt werden sollen. Die 
Grundlage der Gebietskulisse bildet ein Kriteriengerüst, 
das sich aus zahlreichen Gebietskategorien mit jeweils 
mehreren verschiedenen Funktionen zusammensetzt. Die 
Gebietskategorien umfassen prioritäre Gebiete und Pla-
nungsziele aus den landesweiten Plänen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege (u.  a. Landschaftspro-
gramm Brandenburg - Sachlicher Teilplan „Biotopverbund 
Brandenburg“, Entwurf 2017). Weiterhin sind Gebiete mit 
fachrechtlichem Schutzstatus und Flächen mit hoher Wer-
tigkeit aufgrund fachspezifischer Belange aufgenommen 
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worden (vgl. im Einzelnen Begründung zum 2. Entwurf 
LEP HR). Soweit danach Flächen in den Freiraumver-
bund einbezogen werden sollen, die im noch geltenden 
Freiraumverbund des LEP B-B nicht enthalten sind, wur-
de die in Aufstellung befindliche Zielfestlegung Z 6.2 
LEP HR als abwägungserheblicher Belang zur Abgren-
zung der WEG berücksichtigt.

3.22	 Mindestgröße von Eignungsgebieten Windenergienut-
zung (40 ha)

	 Um dem Konzentrationsgebot von raumbedeutsamen 
Windenergieanlagen Rechnung zu tragen, wird durch den 
Planträger eine Mindestgröße von Windeignungsgebieten 
von 40 ha festgelegt. Das BVerwG hat in seinem Urteil 
vom 30.06.2004 entschieden, dass eine Ansammlung von 
drei WEA als Windpark gilt. Seitdem hat sich die Anla-
genhöhe auf über 200 m deutlich erhöht. Zur Umsetzung 
des raumordnerischen Konzentrationsgebotes wird für ei- 
nen Windpark mit WEA, die dem aktuellen Stand der 
Technik entsprechen, im Hinblick auf die durch die ein-
zelnen WEA erzeugten Umgebungsturbulenzen sowie die 
zu sichernde Standsicherheit in der Regel eine Fläche von 
ca. 40 ha benötigt. Dadurch ist eine räumliche Bündelung 
der Anlagenstandorte gewährleistet. Mit dem Konzentra-
tionsgebot können Auswirkungen auf das Landschaftsbild 
räumlich begrenzt werden. Damit eine flächendeckende 
Beeinflussung des Landschaftsbildes vermieden wird, 
sollen nach Ansicht des Planträgers möglichst mehr als 
drei WEA in einem Eignungsgebiet errichtet werden kön-
nen. Dafür sprechen auch umweltpsychologische Unter-
suchungen der Otto-von-Guericke-Universität Magde-
burg im Auftrag des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit2, zu den Auswirkun-
gen von WEA, in welchen festgestellt wurde, dass die Be-
troffenheit der Bevölkerung ab einer bestimmten Größen-
ordnung der Windparks nur noch in geringem Umfang 
wächst. Mit der Einschränkung der WEG auf eine Flä-
chengröße von mindestens 40 ha macht der Plangeber von 
seinem Planungsermessen Gebrauch, in dem einerseits 
dem Ansatz einer räumlichen Konzentration der Wind-
energienutzung Rechnung getragen wird, andererseits 
weiterhin in substanzieller Weise Raum für Windenergie-
nutzung geschaffen wird.

3.23	 Maximalgröße von Eignungsgebieten Windenergie-
nutzung (750 ha)

	 Die Maximalgröße von 750 ha für WEG orientiert sich an 
den raumstrukturellen Besonderheiten und den bisherigen 
Erfahrungen mit der Windenergienutzung in der Pla-

2	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (2008): 
Akzeptanz Erneuerbarer Energien und sozialwissenschaftliche Fragen. Mag-
deburg.

nungsregion. Die Region Oderland-Spree ist naturräum-
lich in 15 Landschaftsräume (nach Scholz3) mit jeweils 
einem eigenen Gebietscharakter gegliedert. Die charakte-
ristischen Merkmale der relativ kleinräumigen, eiszeitlich 
geprägten und durch Gewässer, Wälder und Offenland-
schaften gegliederte landschaftlichen Struktur der Region 
Oderland-Spree sind für die maximale Größenbestim-
mung der WEG maßgebend. So können bereits mehrere 
100 ha große Flächen mit WEA einen eigenen Gebiets-
charakter entfalten. Künftige WEG sollen sich daher an 
der landschaftlichen Gliederung orientieren.

3.24	 Umfassung von Ortslagen

	 Die Umschließung bzw. Einkreisung von Ortslagen (i. S. 
§ 34 BauGB der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) 
durch mehrere WEA kann zu einer erheblichen Beein-
trächtigung der Lebensqualität des Schutzgutes Mensch 
und zur Einschränkung der gemeindlichen Entwicklung 
führen. Langgestreckte, bänderartige oder ringförmige 
Flächennutzungsformen sind potenziell zur Umfassung 
von Siedlungen geeignet. Die Bewertung einer möglichen 
optisch bedrängenden Wirkung und wesentlichen Ein-
schränkung der Sichtachse (freier Blick in die Landschaft) 
durch die Neuausweisung von WEG erfolgt anhand zu 
prüfender Belange. Dabei werden bereits realisierte WEA 
berücksichtigt, welche im Planungszeitraum voraussicht-
lich weiterhin Bestand haben und die - ausgehend vom 
Siedlungsrand von Wohn- und Mischgebieten gemäß 
§§ 3 - 7 BauNVO - innerhalb des Betrachtungsraums von 
2,5 km liegen.

	 Die Abschätzung der vorhandenen Anlagen in Bezug auf 
ihre Bestandsdauer erfolgt anhand der planungsrechtli-
chen Situation (rechtskräftiger Bebauungsplan), der Leis-
tungsfähigkeit der Anlagen (Repoweringpotenzial) sowie 
ihres Betriebsalters. Ausgangspunkt des Freihaltesektors 
von 180° ist der Schwerpunkt der Wohnsiedlungsflächen. 
Bereits realisierte WEG und WEA außerhalb des Betrach-
tungsraums werden nicht einbezogen. Eine Bewertung 
der Raumverträglichkeit von potenziellen WEG erfolgt 
im Rahmen einer Letztabwägung zur Vermeidung der 
Einkreisung von Ortslagen bei Berücksichtigung örtlicher 
Belange und Vorbelastungen (einzelfallbezogene Prü-
fung).

Flächenkulisse der Eignungsgebiete Windenergienutzung

Im Ergebnis der Methodik stellt sich die in der Festlegungskar-
te dargestellte Flächenkulisse der 33 Eignungsgebiete Wind-
energienutzung folgendermaßen dar:

3	 Scholz, E. (1962): Die naturräumliche Gliederung Brandenburgs. Pädagogi-
sches Bezirkskabinett, Potsdam
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Eignungsgebiet  
Windenergienutzung

Nr. Fläche 
(in ha)

Eignungsgebiet  
Windenergienutzung

Nr. Fläche 
(in ha)

Altlandsberg 01 192 Biegen-Ost 37 290
Beeskow „Am Hufenfeld“ 04 161 Diehlo - Fünfeichen 38 232
Beiersdorf - Freudenberg 05 407 Friedersdorf-West 39 214
Carzig 10 40 Schneeberg 50 195
Heckelberg 13 176 Müncheberg-Mittelheide 51 189
Jacobsdorf - Sieversdorf 17 307 Hangelsberg 52 379
Lebus - Mallnow - Podelzig 19 278 BAB 12 Kersdorf 53 115
Wriezener Höhe 22 241 BAB 12 AS Fürstenwalde-Ost 54 148
Müncheberg 23 97 Madlitz 55 56
Prötzel - Herzhorn 24 352 Neubrück - Biegenbrück 56 165
Werder - Zinndorf 26 463 Möbiskruge - Kobbeln 58 107
Wölsickendorf - Wollenberg 27 144 Alt Golm - Kunersdorf 59 51
Wulkow - Booßen 28 322 Heinersdorf-Ost 60 45
Günthersdorf 29 443 Grunow - Mixdorf 61 162
Seelow - Vierlinden 30 325 Görzig-Ost 62 64
BAB Dreieck Spreeau 33 423 Wulkow - Trebnitz 63 74
Beerfelde - Buchholz 35 521

4.2	 Begründung zu G 1

Um den Trägern der kommunalen Bauleitplanung und den pri-
vatwirtschaftlichen Betreibern von Windenergieanlagen eine 
hohe Sicherheit durch die raumverträgliche Steuerung der Wind-
energienutzung zu geben, findet gemäß § 35 Abs. 3 BauGB auf 
der Ebene der Regionalplanung (Maßstab 1 : 100.000) die Er-
mittlung und Ausweisung von Windeignungsgebieten in dazu 
geeigneten Räumen auf der Grundlage des beschlossenen Kri-
teriengerüstes statt.

Die räumliche Feinsteuerung von raumbedeutsamen Windener-
gieanlagen liegt in der Verantwortung der Gemeinden. Öffentli-
che und private Belange, die auf der Ebene der Regionalpla-
nung nach § 7 Abs. 2 ROG nicht in die Abwägung einzustellen 
waren, können bei der kleinräumigen Steuerung und Konkreti-
sierung berücksichtigt werden. Durch die kommunale Bauleit-
planung kann innerhalb der Eignungsgebiete auf der Grundlage 
kleinräumiger Belange eine durch einen entgegenstehenden 
öffentlichen Belang begründete städtebauliche Konkretisierung 
für die spätere baurechtliche Zulässigkeit von Windenergie- 
anlagen erfolgen (Anzahl, Standort und Gestaltung von WEA; 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen).

Im Interesse der weiteren Konfliktverringerung (z. B. Immis- 
sionsschutz, Erscheinungsbild der Windenergieanlagen im Land- 
schaftsraum, Zuwegung) besteht die Möglichkeit der weiteren 
kleinräumigen Steuerung der Windenergienutzung auf der Ebe-
ne der Bauleitplanung (falls für den/die Träger der kommuna-
len Bauleitplanung ein Planungserfordernis besteht) bzw. im 
Rahmen des vorhabenbezogenen Genehmigungsverfahrens. 
Durch eine positive Standortausweisung in einer oder mehreren 
Konzentrationszonen können Standorte, die anhand kleinräu-
miger Kriterien als raumunverträglich ermittelt wurden, freige-
halten werden.

Dies bezieht sich insbesondere auf die Berücksichtigung von 
schutzwürdigen kleinteiligen Raumfunktionen, die maßstabs-
bedingt (< 5 ha) nicht durch das Kriteriengerüst des Regional-
plans erfasst und hinreichend konkret dargestellt werden kön-
nen. So konnten beispielsweise kleinteilige Biotopstrukturen, 
Bodendenkmale oder Schutzabstände zu linienförmigen Infra-
strukturen auf der Ebene der Regionalplanung nicht berück-
sichtigt werden.

Außerhalb der Eignungsgebiete ist die Errichtung raumbedeut-
samer WEA ausgeschlossen. Dies betrifft gleichermaßen das 
Repowering. Insofern kann das Repowering nur innerhalb der 
WEG erfolgen. Die kommunale Bauleitplanung ist in besonde-
rem Maße geeignet, die Belange des Repowering zu berück-
sichtigen. Durch entsprechende Standortsteuerung entsprechend 
§ 249 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit weiteren Vereinbarun-
gen können aus heutiger Sicht problematische Standorte (z. B. 
bei geringen Abständen älterer WEA zur Wohnbebauung) zu-
rückgebaut und innerhalb eines der im Regionalplan neu ausge-
wiesenen Windeignungsgebietes ein Repowering sichergestellt 
werden.

Mit der Erarbeitung eines schlüssigen Plankonzeptes wurde die 
grundsätzliche Eignung aller ausgewiesenen Eignungsgebiete 
für die Windenergienutzung nachgewiesen (vgl. Gebietspässe 
im Umweltbericht). Die konkrete Standortplanung und -ent-
scheidung kann im Einzelfall zu einer Veränderung oder Ein-
schränkung der vorgesehenen Nutzung durch WEA innerhalb 
der festgelegten Eignungsgebiete führen. Das in der Planungs-
region vorhandene Potenzial zur Stromerzeugung aus Wind-
energie soll möglich gut genutzt werden. Deshalb sollen Pla-
nungen von WEA innerhalb der Eignungsgebiete auf eine 
bestmögliche Ausnutzung der Gebiete gerichtet sein. Die kom-
munale Bauleitplanung ist in besonderem Maße geeignet, anla-
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genbezogen mögliche Nutzungskonflikte zu lösen und durch 
eine entsprechende Standortsteuerung auf ein maximales Maß 
einer ortsverträglichen Ausnutzung des Windeignungsgebietes 
hinzuwirken. Wenn mehrere Gemeinden von einem Eignungs-
gebiet berührt sind, sollen sie gemäß § 2 Abs. 2 BauGB ihre 
Planungen aufeinander abstimmen. 

4.3	 Dokumentation der Abgrenzung der Eignungsgebiets-
kulisse

Nachstehend werden für jedes einzelne Eignungsgebiet Wind-
energienutzung in Kurzform die maßgeblichen abgrenzungs-
entscheidenden Kriterien und Belange wiedergegeben. Die Ab-
grenzung durch harte und weiche Tabuzonen, Wohnnut- 
zungsabstände und Schutzbereiche der Avifauna erfolgt in 
kartographischer Darstellung. Abgrenzungen durch weitere 
Restriktionskriterien werden ausschließlich in textlicher 
Form beschrieben.

Legende 
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Eignungsgebiete Windenergienutzung

WEG 01 Altlandsberg
-
-

Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Bauschutz- und Hindernisbegrenzungsbereich von Flugplätzen - 
Sonderlandeplatz Werneuchen (Restriktion) 

WEG 04 Beeskow Am Hufenfeld
-

-
-

-

-
-
-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Kern- und Entwicklungsflä-
chen gemäß Entwurf digitaler LRP LOS 
Landschaftsräume mit vorhandenem hochwertigen Eigencharak-
ter gemäß LaPro (Restriktion) in Überlagerung mit USR 
(Restriktion) 
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) 
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 
Bundesstraße  87  

 WEG 05 Beiersdorf - Freudenberg
-
-

-
-
-
-

-

Aktive Rohstoffgewinnung (hartes Tabu) 
Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion) 
Schutzbereich des DWD-Wetterradars Prötzel (Restriktion) 
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 
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WEG 10 Carzig
-

-
-
-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 
Bundesstraße 167 

WEG 13 Heckelberg
-

-
-
-

-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
LSG (weiches Tabu)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
Regionsgrenze 

WEG 17 Jacobsdorf - Sieversdorf
-

-

-
-
-
-

-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion)
Tierökologische Belange (Schutzbereich Rotmilan) (Restriktion)
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Kern- und Entwicklungsflä-
chen gemäß Entwurf digitaler LRP LOS (Restriktion)
Hochwertiger Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung an 
Waldkante)
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 WEG 19 Lebus - Mallnow - Podelzig
-

-

-
-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Bebauungsplan Gemeinde Podelzig (Restriktion)

 WEG 22 Wriezener Höhe
-

-
-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Vorhaben- und Erschließungsplan Stadt Wriezen (Restriktion)

 WEG 23 Müncheberg
-

-
-
-
-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion)
TAK-RL Restriktionsbereich (Restriktion)
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
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 WEG 24 Prötzel - Herzhorn
-

-
-
-

-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion) 
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion) 

 WEG 26 Werder - Zinndorf
-

-

-
-
-
-
-
-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
LSG (weiches Tabu) 
FFH-Gebiet (weiches Tabu) 
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Naturpark Märkische Schweiz (Restriktion)
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion)
Tierökologische Belange Schutzbereich Rotmilan (Restriktion) 

 WEG 27 Wölsickendorf - Wollenberg
-

-
-
-

-

-
-
-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
LSG (weiches Tabu) 
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
Hochwertiger Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung an Wald- 
kante)
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion)
Tierökologische Belange Schutzbereich Rotmilan (Restriktion)
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 
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 WEG 28 Wulkow - Booßen
-

-

-
-
-

-

-

-

-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Tierökologische Belange (Schutzbereich Rotmilan) (Restriktion)
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
Waldfunktion Stadtwald nach Landschaftsplan Frankfurt (Oder)  
(Restriktion) 
Schwerpunktbereich für naturbezogene Erholung nach Land- 
schaftsplan Frankfurt (O.) (Restriktion)
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 

 WEG 29 Günthersdorf
-

-
-
-
-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion) 
Regionsgrenze 
Überschreitung Maximalgröße im Zusammenhang mit benach- 
bartem WEG Trebitz (Restriktion) (Abgrenzung an Hangkante)

WEG 30 Seelow - Vierlinden
-

-
-

-

-

-
-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Klinik- und Kurgebiete 1.000 m bis 1.500 m Abstand (Restrik- 
tion)
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion) 
Bahnstrecke Berlin - Küstrin 
Umfassung von Ortslagen (Restriktion)
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 WEG 33 BAB Dreieck Spreeau
-

-
-
-
-

-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
BAB Dreieck Spreeau)
LSG (weiches Tabu) (Grenze Oder-Spree-Kanal)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Rohstoffpotenzialflächen (Restriktion) 
Vorsorge Infrastrukturkorridor (100 m Abstand zur BAB 12) 
(Restriktion) 
Regionsgrenze 

 WEG 35 Beerfelde - Buchholz
-
-
-

-

-

-

Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion)
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Entwicklungsflächen gemäß 
Entwurf digitaler LRP LOS (Restriktion)
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante) 
Radarinteressensgebiete (3 km Anlagenschutzbereich VOR 
Steinhöfel) (Restriktion)
Bauschutz- und Hindernisbegrenzungsbereich von Flugplätzen - 
Verkehrslandeplatz Eggersdorf (Restriktion) 

 WEG 37 Biegen-Ost
-

-
-
-
-
-

-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
bestehender Windpark und BAB 12)
LSG (weiches Tabu) 
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion) 
Tierökologische Belange Schutzbereich Rotmilan (Restriktion)
Hochwertiger Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung an 
Waldkante)
Vorsorge Infrastrukturkorridor (100 m Abstand zur BAB 12) 
(Restriktion)
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 WEG 38 Diehlo - Fünfeichen
-

-
-
-
-
-

-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
LSG (weiches Tabu)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion)
Tierökologische Belange Schutzbereich Rotmilan (Restriktion) 
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Entwicklungsflächen gemäß 
Entwurf digitaler LRP LOS (Restriktion)

 WEG 39 Friedersdorf-West
-
-
-
-

-
-

Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion) 
Tierökologische Belange Schutzbereich Rotmilan (Restriktion) 
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
Umfassung von Ortslagen (Restriktion)
Bundesstraße 167 

 WEG 50 Schneeberg
-

-
-
-
-

-

-

Bundeswehrstandort Schutzbereich (hartes Tabu) (Abgrenzung 
an Bundesstraße 246)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion) 
Tierökologische Belange Schutzbereich Rotmilan (Restriktion) 
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
Biotopverbund Verbindungsflächen Wald gemäß Landschaftspro-
gramm Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; 
Vorentwurf (Restriktion)
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Kern- und Verbindungsflä-
chen gemäß Entwurf digitaler LRP LOS (Restriktion) 
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WEG 51 Müncheberg-Mittelheide
-
-
-
-
-
-

-

LSG (weiches Tabu)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion) 
Tierökologische Belange (Schutzbereich Rotmilan) (Restriktion) 
TAK-RL Verbindungskorridor (Restriktion) 
Hochwertiger Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung an Wald- 
kante)
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 

WEG 52 Hangelsberg
-

-
-
-
-

-

-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
LSG (weiches Tabu) (Begrenzung durch Landesstraße 385)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion)
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Entwicklungsflächen gemäß 
Entwurf digitaler LRP LOS (Restriktion)
Freileitung 

 

WEG 53 BAB 12 Kersdorf
-

-
-
-
-
-

-

-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
NSG (hartes Tabu) 
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
FFH-Gebiet (weiches Tabu)
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion)
Trinkwasserschutzgebiet Zone III und Einzugsgebiet Wasserwerk 
Briesen (Restriktion)
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
Vorsorge Infrastrukturkorridor (100 m Abstand zur BAB 12) 
(Restriktion)
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WEG 54 BAB 12 AS Fürstenwalde-Ost
-

-
-

-

-

-

Wohnnutzung 800 m Abstand (weiches Tabu) (Vorbelastung 
BAB 12)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Kern-, Verbindungs- und 
Entwicklungsflächen gemäß Entwurf digitaler LRP LOS 
(Restriktion)
Landschaft mit vorhandenem hochwertigen Eigencharakter 
gemäß LaPro (Restriktion) in Überlagerung mit der Hangkante 
zur Spree (Restriktion)
Vorsorge Infrastrukturkorridor (100 m Abstand zur BAB 12) 
(Restriktion) 
Bebauungsplan Stadt Fürstenwalde/Spree (Restriktion)

 

WEG 55 Madlitz
-

-
-
-
-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
LSG (weiches Tabu) 
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion) 
Freileitung 

 

WEG 56 Neubrück - Biegenbrück
-

-

-
-

-

-

-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion) 
TAK-RL (Verbindungskorridor im TAK-Restriktionsbereich) 
(Restriktion)
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Entwicklungsflächen gemäß 
Entwurf digitaler LRP LOS (Restriktion) 
Erholungsraum des „Staatlich anerkannten Erholungsortes“ Stadt 
Müllrose gemäß Brandenburgischem Kurortegesetz (BbgKOG)
Landschaftsräume mit vorhandenem hochwertigen Eigencharak-
ter gemäß LaPro (Restriktion) in Überlagerung mit USR 
(Restriktion) 
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WEG 58 Möbiskruge - Kobbeln
-
-

-
-

Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Hangkante in Überlagerung mit Landschaftsraum mit vorhande-
nem hochwertigen Eigencharakter gemäß LaPro (Restriktion) 
Umfassung von Ortslagen (Restriktion)
Erholungsraum des „Staatlich anerkannten Erholungsortes“ 
Gemeinde Neuzelle gemäß Brandenburgischem Kurortegesetz 
(BbgKOG) 

 

WEG 59 Alt Golm - Kunersdorf
-

-
-
-
-

Freiraumverbund nach Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (hartes Tabu, hilfsweise weiches Tabu)  
LSG (weiches Tabu) (Abgrenzung durch Bundesstraße 168)
Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion) 
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 

 

WEG 60 Heinersdorf-Ost
-
-
-

-

-

Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereiche (Restriktion) 
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
Biotopverbund Verbindungsflächen Wald gemäß Landschafts- 
programm Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; 
Vorentwurf (Restriktion)
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Kern- und Verbindungs- 
flächen gemäß Entwurf digitaler LRP LOS (Restriktion)
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WEG 61 Grunow - Mixdorf
-
-
-
-

-

-

Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Tierökologische Belange Schutzbereich Rotmilan (Restriktion) 
TAK-RL Restriktionsbereich (Restriktion) 
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
Biotopverbund - Naturnaher Wald: Entwicklungsflächen gemäß 
Entwurf digitaler LRP LOS (Restriktion)
Landschaften mit besonders hohem Erlebniswert gemäß Ent- 
wurf digitaler LRP LOS (Restriktion)

 

WEG 62 Görzig-Ost
-
-
-

-

-

-

-

Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
TAK-RL Schutzbereich (Restriktion) 
Biotopverbund Kernbereich gemäß Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; Vorentwurf 
(Restriktion)
Biotopverbund Verbindungsflächen Wald gemäß Landschaftspro-
gramm Brandenburg - Sachlicher Teilplan Biotopverbund; 
Vorentwurf (Restriktion)
Umgebungsschutz für Denkmale in Sauen (Restriktion) z. T.  
in Überlagerung mit hochwertigem Laub- und Mischwald 
(Restriktion) (Abgrenzung an Landesstraße 411) 
Hochwertiger Laub- und Mischwald (Restriktion) (Abgrenzung 
an Waldkante)
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 

 

WEG 63 Wulkow - Trebnitz
-
-

-

Wohnnutzung 800 m bis 1.000 m Abstand (Restriktion) 
Bauschutz- und Hindernisbegrenzungsbereich von Flugplätzen - 
Sonderlandeplatz Neuhardenberg (Restriktion) 
Umfassung von Ortslagen (Restriktion) 
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5.	 Abkürzungsverzeichnis 

ABl. 	 Amtsblatt des Landes Brandenburg
BAF	 Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung
BAnz.	 Bundesanzeiger
BAIUDBw	 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 

und Dienstleistungen der Bundeswehr
BauGB 	 Baugesetzbuch
BauNVO 	 Baunutzungsverordnung
BBergG	 Bundesberggesetz
BbgDSchG	 Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz
BbgKOG	 Brandenburgisches Kurortegesetz
BbgNatSchAG	Brandenburgisches Naturschutzausführungsge-

setz
BbgWG 	 Brandenburgisches Wassergesetz
BER	 Verkehrsflughafen Berlin Brandenburg
BfN	 Bundesamt für Naturschutz
BFStrG	 Bundesfernstraßengesetz
BGBl. 	 Bundesgesetzblatt
BImSchG	 Bundes-Immissionsschutzgesetz
BImSchV	 Bundesimmissionsschutzverordnung
BNatSchG 	 Bundesnaturschutzgesetz
BVerwG	 Bundesverwaltungsgericht
DFS	 Deutsche Flugsicherung GmbH
DVO	 Durchführungsverordnung
DVOR	 Doppler-VOR 
DWD	 Deutscher Wetterdienst
EEG 	 Erneuerbare-Energien-Gesetz
EWG	 Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
FNP 	 Flächennutzungsplan
FFH 	 Fauna-Flora-Habitat
G 	 Grundsatz der Raumordnung
GG	 Grundgesetz
GL	 Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-

Brandenburg
GVBl.	 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 

Brandenburg
HQ	 statistisch auftretendes Hochwasserereignis 
LaPro 	 Landschaftsprogramm Brandenburg
LBGR	 Landesamt für Bauen, Geologie und Rohstoffe 

des Landes Brandenburg
LEPro 	 Landesentwicklungsprogramm der Länder Ber-

lin und Brandenburg
LEP B-B 	 Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg
LEP FS 	 Landesentwicklungsplan Flughafenstandortent-

wicklung
LEP HR	 Entwurf Landesentwicklungsplan Hauptstadt-

region Berlin-Brandenburg
LfU	 Landesamt für Umwelt
LKG	 Landeskulturgesetz
LOS	 Landkreis Oder-Spree
LRP	 Landschaftsrahmenplan
LSG 	 Landschaftsschutzgebiet
LUBB	 Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-

Brandenburg
LUGV 	 Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Ver-

braucherschutz des Landes Brandenburg
LuftVG 	 Luftverkehrsgesetz
MIL	 Ministerium für Infrastruktur und Landespla-

nung des Landes Brandenburg
MUGV 	 Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Ver-

braucherschutz des Landes Brandenburg

MW 	 Megawatt
NHN	 Normalhöhennull
NN	 Normalnull
NLFS-DEU	 Militärisches Nachttiefflugsystem 
NSG 	 Naturschutzgebiet
OVG 	 Oberverwaltungsgericht
PV 	 Photovoltaik
RegBkPlG 	 Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkoh-

len- und Sanierungsplanung
ROG 	 Raumordnungsgesetz
RPG	 Regionale Planungsgemeinschaft
RPS	 Regionale Planungsstelle
SPA 	 Special Protected Area
SUP 	 Strategische Umweltprüfung
TAK 	 Tierökologische Abstandskriterien
TA Lärm 	 Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm
TÖB	 Träger öffentlicher Belange
USR	 Unzerschnittene störungsarme Räume
UVPG 	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
VOR 	 Very High Frequency Omnidirectional Range 

(UKW-Drehfeuer)
WaStrG	 Wasserstraßengesetz
WEA 	 Windenergieanlage
WEG 	 Windeignungsgebiet
WFK 	 Waldfunktionenkartierung
WHG 	 Wasserhaushaltsgesetz
WMO	 Weltorganisation für Meteorologie 
WSG	 Wasserschutzgebiet
WSZ 	 Wasserschutzzonen
UNESCO	 Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, 

Wissenschaft und Kultur
UZVR	 Unzerschnittene verkehrsarme Räume
Z 	 Ziel der Raumordnung

6.	 Quellenverzeichnis 

Rechts- und Planungsgrundlagen

-	 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von 
Luftfahrthindernissen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. September 2004 (BAnz. S. 4471), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
vom 26. August 2015 (BAnz. AT 01.09.2015 B4)

-	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634)

-	 Beachtung naturschutzfachlicher Belange bei der Auswei-
sung von Windeignungsgebieten und bei der Genehmigung 
von Windenergieanlagen, Erlass des Ministeriums für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 1. Januar 
2011; Änderung der Anlage 1 „Tierökologische Abstands-
kriterien für die Errichtung von WEA im Land Branden-
burg“ (TAK) mit Stand: 15.10.2012

-	 Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin, Landschaftsrah-
menplan Band I und II, 2003

-	 Brandenburgisches Abfall- und Bodenschutzgesetz  
(BbgAbfBodG) vom 6. Juni 1997 (GVBl. I/97 [Nr. 5, 
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S. 40]), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 7 des Geset-
zes vom 25. Januar 2016 (GVBl. I/16 Nr. 5) 

-	 Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. März 2012 (GVBl. I/12 
Nr. 20), geändert durch Artikel 2 Abs. 8 des Gesetzes vom 
25. Januar 2016 (GVBl. I/16 Nr. 5)

-	 Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 
24. Mai 2004 (GVBl. I Nr. 9)

-	 Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnatur-
schutzgesetz (BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013 
(GVBl. I Nr. 3, Nr. 21), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 25. Januar 2016 (GVBl. I Nr. 5)

-	 Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. März 2012 (GVBl. I Nr. 20) 
zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 8 des Gesetzes vom 
25. Januar 2016 (GVBl. I Nr. 5)

-	 Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), 
zuletzt geändert durch Artikel 303 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

-	 Bundesbodengesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), 
zuletzt geändert durch Artikel 101 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

-	 Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2771)

-	 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. September 2017 (BGBl. I S. 3434)

-	 Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1037), zu-
letzt geändert durch Artikel 413 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

-	 Deutscher Wetterdienst (2013): Informationen zur Errich-
tung von Windenergieanlagen im Nahbereich der Messsys-
teme des Deutschen Wetterdienstes 

-	 Energiestrategie 2030 (Land Brandenburg), Kabinettsbe-
schluss vom 28.02.2012

-	 Energiestrategie 2030, Entwurf der Evaluation und Anpas-
sung der Energiestrategie 2030 vom 31.08.2017, Ministeri-
um für Wirtschaft und Energie

-	 Evaluation und Weiterentwicklung des Leitszenarios sowie 
Abschätzung der Wertschöpfungs- und Beschäftigungs- 
potenziale, Grundlage für Fortschreibung der Energiestra-
tegie 2030 des Landes Brandenburg, Prognos AG im Auf-
trag des MWE, Berlin, 2017

-	 Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale im 
Land Brandenburg (Brandenburgisches Denkmalschutz- 

gesetz - BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBl. I Nr. 9 
S. 215)

-	 Gesetz über die Beschränkung von Grundeigentum für die 
militärische Verteidigung (Schutzbereichsgesetz, SchBG) 
vom 7. Dezember 1956 (BGBl. I S. 899), zuletzt geändert 
durch Art. 11 des Gesetzes zur Steigerung der Attraktivität 
des Dienstes in der Bundeswehr vom 13. Mai 2015 (BGBl. I 
2015 S. 706)

-	 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen 
und zur Sanierung von Altlasten (Bundesbodenschutz- 
gesetz - BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), 
zuletzt geändert durch Artikel 101 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

-	 Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002 
(GVBl. I S. 62), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39)

-	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370), das nach 
Artikel 1 § 74 Absatz 3 des Gesetzes zur Modernisierung 
des Rechts der Umweltverträglichkeitsprüfung vom 20. Juli 
2017 (BGBl. I S. 3370) in diesem Verfahren anzuwenden 
ist

-	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundes-
naturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. September 2017 (BGBl. I S. 3465) 

-	 Gesetz über den Deutschen Wetterdienst vom 10. Septem-
ber 1998 (BGBl. I S. 2871), zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2641)

-	 Gesetz zu dem Staatsvertrag der Länder Berlin und Bran-
denburg über das Landesentwicklungsprogramm 2007 
(LEPro 2007) und die Änderung des Landesplanungsver-
trages vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I Nr. 17 S. 235)

-	 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2016 (BGBl. I S. 1839)

-	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaus-
haltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 9 des Gesetzes vom 
24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212)

-	 Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sa-
nierungsplanung (RegBkPlG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 13 S. 1), geän-
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dert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Februar 2014 
(GVBl. I Nr. 7)

-	 Handlungsempfehlungen zum Umgang mit den Kriterien 
für die Ausweisung von WEG in Regionalplänen, Gemein-
same Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg, Stand: 
26.07.2012 (unveröffentlicht)

-	 Hinweise an die Regionalen Planungsgemeinschaften zur 
Festlegung von Eignungsgebieten „Windenergie“, Gemein-
samer Erlass des Ministeriums für Infrastruktur und Raum-
ordnung und des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Verbraucherschutz vom 16. Juni 2009 (ABl. 
Nr. 25 S. 1227)

-	 Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Bran-
denburg (LEP HR), Entwurf vom 19. Juli 2016 (ABl. Nr. 36 
S. 1151)

-	 Landesregierung des Landes Brandenburg (2012), Energie-
strategie 2030 des Landes Brandenburg, Potsdam, 28. Feb-
ruar 2012

-	 Landesregierung des Landes Brandenburg (2012), Energie-
strategie 2030 des Landes Brandenburg - Katalog der stra-
tegischen Maßnahmen, Potsdam, 28. Februar 2012

-	 Landkreis Oder-Spree, untere Naturschutzbehörde (2018): 
Landschaftsrahmenplan im Entwurf - Stand 04/2018, bear-
beitet von Büro Fugmann Janotta & Partner

-	 Leitfaden des Landes Brandenburg für Planung, Genehmi-
gung und Betrieb von Windenergieanlagen im Wald, Minis-
terium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Mai 2014 (ohne Rechtswirkung; im Rahmen Öffentlich-
keitsarbeit veröffentlicht)

-	 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S. 698), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2808)

-	 Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raum-
ordnung des Landes Brandenburg: Landschaftsprogramm 
Brandenburg, Potsdam, 2001

-	 Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft des Landes Brandenburg: Landschaftsprogramm 
Brandenburg - Sachlicher Teilplan „Biotopverbund“; Ent-
wurf 2017, Datendokumentation Stand 12.2015

-	 Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft des Landes Brandenburg: Erlass zur Kompensa-
tion von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch 
Windenergieanlagen vom 10. März 2016

-	 Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Ver-
braucherschutz des Landes Brandenburg, Ergebnisse der 
Waldfunktionskartierung im Land Brandenburg 2018

-	 Raumordnerische, bauplanungs- und bauordnungsrechtliche 
Beurteilung von Windenergieanlagen, Gemeinsames Rund-
schreiben des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt-
schutz und Raumordnung und des Ministeriums für Stadt-
entwicklung, Wohnen und Verkehr vom 16. Februar 2001 
(ABl. Nr. 13 S. 248)

- 	 „Raumordnerische Grundlagen für die Ausweisung von 
Eignungsgebieten für Windkraftnutzung“, Gutachten im 
Auftrag der GL, BPI-Consult GmbH, 2002

-	 Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I 
S.  2986), zuletzt geändert durch Artikel 124 der Verord-
nung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 

-	 Regionale Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald - Sach-
licher Teilregionalplan „Windenergienutzung“ vom 31. März 
2016 (ABl. Nr. 25 S. 634)

-	 Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree, Regional-
plan Oderland-Spree - Sachlicher Teilregionalplan „Windener-
gienutzung“ vom 21. April 2004 (ABl. Nr. 15 S. 207)

-	 Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree: Ermitt-
lung der störungsarmen Räume der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Oderland-Spree als Beitrag zur nachhaltigen 
Raumentwicklung; Erarbeitung durch Froelich & Spor-
beck, Potsdam, 2008

-	 Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim - Sach-
licher Teilplan „Windnutzung, Rohstoffsicherung und -ge-
winnung“ vom 10. August 2016 (ABl. Nr. 43 S. 1326)

-	 Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und Raumord-
nung des Landes Brandenburg für die Aufstellung, Fort-
schreibung, Änderung und Ergänzung von Regionalplänen 
vom 3. Juli 2009 (ABl. Nr. 32 S. 1572) 

-	 Sicherung der Verwirklichung von in Aufstellung befindli-
chen Zielen der Raumordnung zur Steuerung der Wind-
energienutzung, Gemeinsames Rundschreiben des Ministe-
riums für Infrastruktur und Landwirtschaft und des Mi- 
nisteriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
des Landes Brandenburg vom 23. April 2010 (ABl. Nr. 19 
S. 812)

-	 Stadt Frankfurt (Oder) - Landschaftsplan in der Fassung 
des Beschlusses vom 29.04.1999 

-	 „Umfassung von Ortschaften durch Windenergieanlagen“, 
Gutachten im Auftrag des Ministeriums für Energie, Infra-
struktur und Landesentwicklung Mecklenburg-Vorpom-
mern, UmweltPlan, Januar 2013

-	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), 
die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1548) geändert worden ist
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-	 Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Bran-
denburg (LEP B-B) vom 31. März 2009 (GVBl. Bbg.  II 
Nr. 13 S. 186); das OVG B-B hat mit Urteil vom 16.06.2014 
den LEP B-B für unwirksam erklärt. Die Verordnung über 
den LEP B-B vom 27.05.2015 ist mit der Bekanntmachung 
vom 02.06.2015 (GVBl. II Nr. 24) rückwirkend zum 
15.05.2009 wieder in Kraft gesetzt worden 

-	 Verordnung zur Änderung der Verordnung über den Landes-
entwicklungsplan Flughafenstandortentwicklung (LEP  FS) 
vom 30. Mai 2006 (GVBl. Bbg. II S. 154)

-	 Vertrag über die Aufgaben und Trägerschaft sowie Grund-
lagen und Verfahren der gemeinsamen Landesplanung zwi-
schen den Ländern Berlin und Brandenburg (Landespla-
nungsvertrag), Bekanntmachung der Neufassung vom 
13. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 14 S. 1)

-	 Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20. April 2004 (GVBl. I/04 Nr. 6 S. 137), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14 
Nr. 33)

-	 Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
zuletzt geändert durch Artikel 320 der Verordnung vom 
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)

Festlegungskarte im Maßstab 1 : 100.000 (A0)

Erläuterungskarten im Maßstab 1 : 300.000 (A3)

Erläuterungskarte 1:	 Windenergienutzung - Änderungen 
zum Regionalplan 2004 

Erläuterungskarte 2:	 Windenergienutzung - Tabus und 
Restriktionen

Ausfertigung

Die textlichen und zeichnerischen Festlegungen (Ziele und 
Grundsätze) des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergie-
nutzung“ der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
wurden von der Regionalversammlung der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Oderland-Spree am 28. Mai 2018 als Sat-
zung erlassen (§ 2 Absatz 4 des Gesetzes zur Regionalplanung 
und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPlG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 
(GVBl. I Nr. 13), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
11. Februar 2014 (GVBl. I Nr. 7)).

Mit Bescheid vom 8. August 2018 wurde die Satzung (Beschluss 
Nr. 18/08/38) einschließlich ihrer Anlagen (Text und Festle-
gungskarte) von der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung 
Berlin-Brandenburg als die für Raumordnung zuständige oberste 
Landesbehörde genehmigt (§ 2 Absatz 4 Satz 2 RegBkPlG).

Die bekannt gemachte Satzung einschließlich ihrer Anlagen 
(Text und Festlegungskarte) stimmt mit der beschlossenen und 
genehmigten Fassung überein.

Seelow, 27. August 2018

Gernot Schmidt
Vorsitzender der Regionalversammlung

der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree



Diese Festlegungskarte ist Bestandteil der Satzung zum Sachlichen Teilregional-
plan „Windenergienutzung“ der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-
Spree, die von der Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Oderland-Spree am 28. Mai 2018 als Satzung erlassen wurde (§ 2 Absatz 4 des 
Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung 
(RegBkPlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBl. I 
Nr. 13), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Februar 2014 (GVBI. I 
Nr. 7)).

Mit Bescheid vom 8. August 2018 wurde die Satzung (Beschluss Nr. 18/08/38) 
einschließlich ihrer Anlagen (Text und Festlegungskarte) von der Gemeinsamen 
Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg als die für Raumordnung zu-
ständige oberste Landesbehörde genehmigt (§ 2 Absatz 4 Satz 2 RegBkPlG).

Die bekannt gemachte Satzung einschließlich ihrer Anlagen (Text und Fest-
legungskarte) stimmt mit der beschlossenen und genehmigten Fassung überein.

Seelow, 27. August 2018

Sachlicher 
Teilregionalplan

„Windenergienutzung“

Ü

namentliche Bezeichnung der Eignungsgebiete Windenergienutzung gemäß der Nummerierung in der Festlegungskarte: 
siehe Satzung Sachlicher Teilregionalplan "Windenergienutzung", Ziel Z 1

Eignungsgebiet Windenergienutzung (Ziel Z 1) Grenze der Planungsregion Gemeindegrenze 0 5 10 15 202,5
Kilometer

1:100.000
Bearbeitung und digitale Kartographie: 
Regionale Planungsstelle Oderland-Spree 5/2018
Kartengrundlage:
Digitale Topographische Regionalkarte Maßstab: 1 : 100.000 
© GeoBasis-DE/LGB 2012, GB-G IX/98
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Festlegungskarte
Ausfertigung

Gernot Schmidt
Vorsitzender der Regionalversammlung

der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree
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